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Lausanne , 29. Juni . Amtlich wird von deutscher
Seite heute jrüh folgendes Kommunique ver¬
öffentlicht:

„Die Darstellung , die die französische Presse
über die gestrigen Verhandlungen der französi¬
schen, britischen und deutschen Delegation gibt , ist
irreführend . Der tatsächliche Sachverhalt ist der
folgende : Schon in seiner ersten Rede in der Ple¬
narsitzung hat der Reichskanzler betont , daß es
im Interesse der Wiederherstellung normaler Wirt-
schastsverhältnisse unumgänglich sei, mit dem
System der Reparationen Schluß zu machen und
daß aus denselben Gründen eine wie immer ge¬
artete Schlußzahlung Deutschlands nicht in Frage
kommen könnte . Als in den privaten Bespre¬
chungen zwischen den Delegationssührern der eng¬
lische Herr Premierminister den Reichskanzler
darauf hinwies , daß die Forderungen einer An¬
zahl von Delegationen auf die Zahlung einer
Endentschädigung hinauslaufen , hat der Reichs¬
kanzler am 20. Juni Herrn Macdonald erklärt
und auseinandergesetzt , weshalb und warum
Deutschland einer solchen Abschlußzahlung nicht
zustimmen könne. Die Begründung der deutschen
Haltung ist Herrn Macdonald im Anschluß daran
mach schriftlich übergeben worden . Die gleiche Hal¬
tung bezüglich Streichung der Reparationen und
Unmöglichkeit einer Schlußzahlung hat die deutsche
Delegation in den unmittelbaren Auseinander¬
setzungen mit der französischen Delegation am 27.
Kuni eingenommen.

In der gestern stattgefundenen Verhandlung
zwischen der britischen , französischen und deutschen
Delegation richtete Herr Macdonald die Frage an
den Reichskanzler , ob er nicht seinerseits irgend-
etwas tun könne, um eine Endlösung herbeizu¬
führen . Der Reichskanzler hat daraufhin ausge¬
führt:

„Das Vertrauen der Welt könne nur dann wie¬
derhergestellt werden , wenn die Sicgcrmächte sich
entschließen würden , die Diskrimination des Der-

sailler Vertrages zu beseitigen . Wenn somit die
Gleichberechtigung Deutschlands und die Sicher¬

heit hergestellt werden , dann würde der Reichs¬
kanzler es sür möglich halten , daß Deutschland an
der allgemeinen Anstrengung zur Wiederaufrich-
tung der Weltwirtschaft seinen Anteil in Form
eines Beitrages zahle , der selbstverständlich die
vollkommene Wiederherstellung des wirtschaftlichen
Gleichgewichtes in Deutschland und der Welt zur
Voraussetzung hat ."

Wsknkoksltu . /^bseksttung
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Lausanne , 29. Juni . Das von der deutschen
Abordnung veröffentlichte amtl . Kommunique hat
in internationalen Konserenzkreisen das größte
Aufsehen erregt.

Der Hinweis auf die Beseitigung der „Diskri¬
mination des Versailler Vertrages " wird dahin
ausgelegt , daß die deutsche Regierung in folge¬
richtiger Wetterführung ihres bisherigen Ab-
rüstungsftandpunktes die Beseitigung des Teiles 5
(Abrüstung ) und des Teiles 8 (Reparationen ) des
Versailler Vertrages fordert und nur unter diesen
Bedingungen sich bereit erklärt , gewisse finanzielle

r-» dta ja der Lor« «iaüi Bek

träges zu der geplanten Wiederaufbaukasse zu
tragen , die sür die Wiederherstellung des wirt¬
schaftlichen Gleichgewichtes Deutschlands und der
Welt verwandt werden soll.
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Lausanne , 29 . Juni . In die laufenden
Verhandlungen der Lausanner Konferenz ist
am Mittwochabend ein Zwischenstadium ein --,
geschaltet worden . Nach den Beschlüssen
der sechs einladenden Mächte in der offizi¬
ellen Nachmittagssitzuiig wird nunmehr das
Büro der Konferenz aus Vertretern der
sechs einladenden Mächte als Finanzaus¬
schuß die Tributfrage weiter behandeln,
während der Handelsausschuß , dem die Han¬
dels - und Wirtschaftsminister der sechs
Mächte angehören , die Stellungnahme der
sechs Mächte zu der kommenden Weltwirt¬
schaftskonferenz vorbereiten wird . Das
Büro der Konferenz hat im einzelnen die
Aufgabe , die zahllosen Einzelvcrhandlun-
gen der Minister in den letzten Wochen zu¬
sammenzufassen . Beide Ausschüsse werden
jetzt in der Zeit bis Montag tagen und
sodann den sechs einladenden Mächten einen
Bericht erstatten . Macdonald drängt aus
einen möglichst schnellen Abschluß der Kon¬
ferenz , da er bereits am 5 . Juli nach London
zurückreisen will . Man rechnet , daher in
leitenden Konferenzkreisen mit d'em end¬
gültigen Abschluß der Konferenz Ansang
oder Mitte nächster Woche.

Die sachliche Lage  der Konferenz kann
dahin zusammengefaßt werden , daß grund¬
sätzlich der Plan besteht , eine gemeinsame
Kasse für den Wiederaufbau Europas zu
schaffen , an der sich sämtliche Mächte nach
einem rechnerisch festzusetzenden Betrage be¬
teiligen sollen.

Die deutsche Regierung hat sich ihrerseits
bereiterklärt , über diesen Satz hinaus einen
Zusatzbeitrag zu leisten (? ), jedoch nur unter
der Voraussetzung , daß die Diskriminationen
des Versailler Vertrages in Wegfall kom¬
men . Auf der Gegenseite besteht jedoch
deutlich die Tendenz , die Verhandlungen
der von Deutschland geforderten grundsätz¬
lichen politischen Fragen der Gleichberechti¬
gung und Sicherheit Deutschlands aus die
Abrüstungskonferenz zu verschieben und die
großen weltwirtschaftlichen Probleme erst
auf der kommenden Weltwirtschaftskonse-
renz zur Verhandlung zu bringen.

Die deutsche Regierung hat in den ge¬
samten letzten Verhandlungen immer wieder
den Standpunkt vertreten , daß mit dem
gesamten Tributshstem endgültig Schluß
gemacht werden muß und Nachzahlungen
irgendwelcher Art nicht in Frage kommen.

An dem deutschen Standpunkt hat sich in
den gesamten Verhandlungen der letzten
Tage nicht das geringste geändert . In der
Dienstag -Besprechung mit Macdonald und
Herriot ist von neuem darauf hingewiesen
worden , daß Deutschland an dem Gesamt-
aufbau Europas nur unter bestimmten Vor¬
aussetzungen teilnehmen könne , und eine
gewisse stärkere Beteilign :, ^ ^ Deutschlands (? )
als die der übrigen Mächte an der gemein¬
samen Kasse nur möglich sei, wenn nicht
nur eine völlige Streichung der Tribute

Atmosphäre der Unsicherheit und des man¬
gelnden Vertrauens durch Berücksichtigung
der lebenswichtigen deutschen Forderungen
bereinigt werde.

Von der Gegenseite ist jedoch dieser Stand¬
punkt Deutschlands abgelehnt worden.
Es wird sich somit erst in der nächsten
Woche deutlich zeigen , ob die Lausanner
Konferenz zu der von Deutschland gefor¬
derten vollständigen Streichung der Tri¬
bute gelangen und damit der von Deutsch¬
land als unerläßlich geforderte erste Schritt
für die Wiederherstellung des Vertrauens
getan wird.

6vg « n not « n unil sekivsi ' ren
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Berlin , 29. Juni . Der Reichsminister des
Innern hat an den preußischen Innenminister Se-
vering das Ersuchen gerichtet, den „Vorwärts"

Wie überall im Reich, so hat auch in Bremen
seit einigen Tagen in verstärktem Maße eine un¬
glaubliche Hetze gegen die NSDAP . eingesetzt, die
in erster Linie von der „Bremer Volkszeitung"
getragen wird und die sich nicht scheut, zu ihren
Zwecken plumpeste Fälschungen vorzunehmen . Wir
wollen uns heute nicht mit den inzwischen ge¬
scheiterten Versuchen der „Volkszeitung " beschäf¬
tigen , sich aus der Verantwortung der Notver¬
ordnungspolitik der letzten Jahre zu drücken, son¬
dern heute nur daraus hinweisen , wie die „Volks¬
zeitung " gegen unsere Wahlversammlung im
„Kaffee Flora " sowohl den Senat und die Polizei
wie aber auch die Bevölkerung aufzuhetzen ver¬
sucht.

In ihrer gestrigen Ausgabe stellt sie zu diesem
Zweck eine Reihe von Behauptungen auf , von
deren Unwahrhaftigkeit sie selbst vollauf überzeugt
ist. So wird die Meldung verbreitet , es kämen
nach Bremen Nazistürme aus Oldenburg und aus
Berlin , die hier zusammengezogen würden , nicht
um die Versammlung gegen marxistischen Terror
zu schützen, sondern lediglich, um zu provozieren.

Wir erklären demgegenüber , daß weder ein
Oldenburger noch Berliner Sturm , daß überhaupt
keine auswärtige SA . zu dieser Versammlung
oder anderen bremischen Wahlversammlungen
herangezogen wird . Die „Bremer Volkszeitung"
leidet an offensichtlicher Ueberschätzung, wenn sie
sich einbildet , daß wir SA .-Leute sogar aus Berlin
heranholen müßten , um in Bremen eine Wahl¬
versammlung durchzuführen.

Die hier festgenagelten Lügen werden ja aber
auch nur ausschließlich zu dem Zweck verbreitet,
die Arbeiterschaft im Westen aufzustacheln und,
soweit sie noch nicht nationalsozialistisch ist, zu
Störungen und anderen Ungesetzlichkeiten zu ver¬
leiten , ohne sich selbst der Gefahr auszusetzen, für
die dann erfolgenden Ueberfälle verantwortlich zu
sein. Die „Volkszeitung " hat dieses verantwor¬
tungsloses Spiel schon in den Novcmbertagen
vorigen Jahres mit Erfolg getrieben und wir
machen schon heute den Senat darauf aufmerk¬
sam, daß man scheinbar das gleiche Manöver in
diesem Wahlkampf durchzuführen beabsichtigt. Wir
verlangen von dem Senat , daß er gegen diese Po¬
litische Brunnenvergistung -rechtzeitig einschreitet
und empfehlen ihm , von folgendem Erlaß Kennt¬
nis zu nehmen den dieser Tage der Minister¬
präsident von Anhalt herausgegeben hat.

unveran twortlich« ^ abzx . planmäßig

und die „Kölnische Volkszeitung " auf je fünf Tag»
zu verbieten . s

Der Grund sür das Verbotsverlangen der „Kok«
nischen Volkszeitung " sind die schweren Verdächtig
gungen der Haltung des Reichskanzlers in Laug
sänne , über die wir bereits berichteten . '

Bei dem Verengen auf Verbot des „Vorwärts ,̂
wird Bezug genommen auf das Flugblatt de?
„Vorwärts " unter der Überschrift : „ Volk dtt
mußt zahlen , damit die SA . paradieren kann^
Es werde weiter darin erklärt , daß die Mittel , di«
ans Grund der Notverordnung zur Erhaltung der
Maßnahmen sür Arbeitslosenhilfe und Sozialver¬
sicherung sowie zur Erleichterung von Wohlfahrts-
lasten der Gemeinden angefordert würden , sür dit
Neueknkleidung der SA . und SS . dienten « Darin
liege eine Beschimpfung und Verächtlichmachung
des Reichspräsidenten und der Reichsregierung Die
Weiterverbreitung solcher Behauptungen führe zu
einer weiteren Auspeitschung der an sich durch dl>
politischen Ereignisse erregten Massen.

Weise hetzt seit einigen Tagen die marxistische
Presse den marxistischen Teil der Bevölkerung ge-s
gen die Nationalsozialisten auf . Diese gewissenlos«
Hetze setzte in verstärktem Maße mit der AufhÄ
bung des Uniform - und Umzugsverbotes ein unsi
wendet sich in Anhalt mit besonderer Heftigkeit
gegen das von den Nationalsozialisten sür den 2<
und 3. Juli 1932 angesetzte Treffen in Dessau.

Das „Volksblatt für Anhalt ", welches bezeichn
nenderweise schon von einem „blutigen Dessau"
schreibt, hält es für Nötig, mit auf die Verant¬
wortung für die Ergebnisse dieser Veranstaltung
hinzuweisen.

Als alter Nationalsozialist kenne ich die vor¬
bildliche Disziplin meiner Parteigenossen . Ich,
weiß , daß die friedliebende Bevölkerung Anhalts
von nationalsozialistischer Seite keine Störung
der Ruhe und Ordnung zu besorgen hat.
Jeder Nationalsozialist — das ergibt sich ohne

weiteres aus dem Aufbau und den Grundsätze^
dar nationalsozialistischen Bewegung — wird be¬
strebt sein, durch sein Verhalten sich und Deutsche
lands Freiheitsbewegung Ehre zu machen. Des«
halb trage ich verantwortungsvoll die Verantwort
tuug , die mir das „Volksblatt " besonders anZj
Herz legt und die ich mit der Genehmigung deq
Veranstaltung übernommen habe . Dieselbe Verant«
wortung zwingt mich aber , diejenigen Kreise, Lis
durch jene unerhörte Aufreizung in der Presse dc,(
ruhigen Verlaus des Tressens verhindern wollen,
eindringlich zu verwarnen . Mir sind die Kräftg
bekannt , die hinter dieser unverantwortlichen Ver¬
hetzung stehen und ich kenne ihre Methoden , di«
Verantwortung sür eigene Handlungen der Gegciv-
feite zuzuschieben. Ich werde allen auf Gewalt«
tätigkeiten sinnenden Elementen v»n vornherein
das Handwerk legen und jeden Versuch, Ruhe and!
Ordnung zu stören, mit allen mir zu Gebot«
stehenden Mitteln im Keime ersticken. Wer sür
Ruhe und Ordnung ist, hat nichts zu befürchten !",

Diese Ausführungen des anhaltischen Minister«
Präsidenten müßte man auch vom Bremer Senat!
erwarten , wenn er gewillt ist, dafür Sorge zu
tragen , daß der Wahlkamps in Bremen ohne Ter¬
ror und ohne Blutvergießen verläuft . Nach unserer
Meinung hat der Senat es voll in der Hand , durch!
rechtzeitige Maßnahmen gegen die oben gekenn«
zeichnete politische Brunnenvergistung jeglichg
Ueberfälle auf Nationalsozialisten zu verhindern«

Wir erwarten Ihre Stellungnahme , Herr So«
nstsr von  Lvreckellen . — ^
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London, 29. Juni . Die Erklärung des t

Neichskanzlers war für die Londoner Tages¬
presse eine Sensation . Die Nachricht wurde
mit großen Ueberschriften, wie: „Deutschland
erklärt ein Reparations -Nltimatum " oder
„Deutschlands Lausanner Bombe" gebracht.
Die Sensation wurde noch durch eine Lau¬
sanner Falschmeldung der „Exchange Tele¬
graph Company " erhöht, in der es heißt,
Deutschland wolle zwar zu einem euro¬
päischen Pool seinen Beitrag leisten, ver¬
lange aber dafür:

1. die Herabsetzung der französischen
Heeresstärke aus den deutschen Stand;

2. Frankreich solle einer Entwertung
des Franken zustimmen, d. h-, den Gold¬
standard verlassen;

3. Deutschland fordere die Revision der
Friedensverträge hinsichtlich des Korri¬
dors.
„Evening Standard " war sofort mit einem

Kommentar zur Hand , worin gesagt wurde,
daß die deutsche Erklärung das tatsächliche
Ende der Lausanner Konferenz sei. Mit
einer Forderung nach einer Revision der
Abrüstungsbestimmungen des Versailler Ver¬
trages habe Herr von Papen die Zitqdelle
der französischen Politik, nämlich die Hei¬
ligkeit der Verträge, angegriffen. Poin-
xare in eigener Person werde aus der Zu¬
rückgezogenheft auftauchen und in den Chor
derjenigen einstimmen, die die zahlungs-
.nnwilligen Mächte verdammen.

^olirsi siöpl VsnssMss-
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Berlin , 28. Juni . Im Anschluß an die
Versailles -Kundgebung der Deutschen Stu¬
dentenschaft im Lustgarten kam es Unter
den Linden zu Zusammenstößen zwischen
den abziehenden Teilnehmern und der Poli¬
zei. Da die Straße Unter den Linden im
Bannkreis-Gebiet liegt, versuchte die Poli¬
zei hier jede Kundgebung zu unterbinden.
Die nach vielen Hunderten zählende Menge,
die sich unter dem Rufe „Deutschland er¬
wache!" immer wieder zusammenballte und
zum Teil auch durch unglückliche Polizei-
manöver zusammengedrängt wurde, wurde
rücksichtslos mit dem Gummiknüppel aüs-
ldinandergetrieben. Die Polizei nahm eine
Anzahl deutschnationalerund nationalsozia¬
listischer Studenten fest.

Nachdem die durch mehrere Hundert¬
schaften verstärkte Polizei die von der Lust¬
garten-Kundgebung kommende Menschen-
Massen durch große quer über die ganze
Straßcnbreite reichende Postenkettenvon den
Linden abgelenkt hatte, bildeten sich in den
Querstraßen immer von neuem kleinere Aus¬
läufe. Die mit Karabinern bewaffneten
Pvlizeibcamten räumten mehrfach den Bahn¬
hof Fricdrichstratze, in dessen Gebäude sich
viele Studenten geflüchtet hatten. Die
Polizeibeamten nahmen rücksichtslos jeden
fest, der nicht sofort ihren Anordnungen
Folge leistete.

Osn Ssuen sLekl suk
Pforzheim . Zu einem regelrechten Bau-

ttnaufruhr kam es im Laufe des Montag
in der' Gemeinde Göbrichen, als bei einem
Landwirt eine Zwangversteigerung vorge¬
nommen werden sollte. Da die auf meh¬
rere Hundert angewachsene Menge gegen
den Gerichtsvollzieher eine drohende Hal¬
tung einnahm , wurde das Psorzheimer Ue-
berfallkommando herbeigerufen , das den
Landwirt , dessen Sohn und einige Demon¬
stranten verhaftete . Auf das Gerücht hin,
daß die Verhafteten nach Pforzheim gebracht
werden sollten, rotteten sich gegen Abend
große Menschenmengen vor dem Rathaus
zusammen und machten Miene , das Ge¬
bäude zu stürmen. Ein um 9 .Uhr ein¬
treffender Bereitschaftswagen der Pforzhei-
mer Polizei wurde mit Steinen und Holz¬
stücken beworfen. Es kam zu einem regel¬
rechten Sturm auf das Rathausgebäude,
wobei die Fensterscheiben und Dachziegel zer¬
trümmert wurden . Die Polizei war gegen
die Menge machtlos und mußte wieder zu¬
rückgezogen werden. Ein um 10 Uhr abends
eintreffendes starkes Schutzpolizeiaufgebot
wurde am Ortseingang , der von den Dorf¬
bewohnern verbarrikadiert worden war , mit
einem Hagel von Steinen empfangen.

Plötzlich fielen auch Schüsse. Die Beamten
machten gleichfalls von der Schußwaffe Ge¬
brauch, wobei ein Landwirt und vier weitere
Personen , darunter eine ältere Frau , ver¬
wundet wurden. Auch mehrere Polizeibe¬
amte wurden durch Steinwürfe verletzt.
Schließlich konnte die Polizei die Straße
räumen , worauf die Beamten die Verhaf¬
teten mitnahmen und in rascher Fahrt das
Dorf verließen.

k̂Lii* Wsks »ks11igksiL unri
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Dr. Schacht über Grundsätze der deutschen
Wirtschaft.

Dr . Schacht hat in Hannover eine Rede
gehalten, in der er mit der Wirtschaftspolitik
des Systems abrechnete. Wir geben seine
Ausführungen im Auszug wieder, ohne vor
allem zu seiner Sozialpolitik Stellung zu
nehmen.

Im Wirtschaftsbünd Niedersachsen-Kassel
sprach Mittwoch mittag im Kuppelsaate der

/ k̂lo» ttttlsn kidsn klis Stellung klsn
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In
München, 28. Juni.

Schön au bei Berchtesgaden fand
eine Gruppenführcrtagung der SA . unter
Leitung des Stabschefs Rohm statt , zu der
sämtliche Gruppenführer und teilweise auch
die .Oberführer erschienen waren , ebenso
der Führungsstab der SA.

Nach einer einleitenden Rede des Stabs¬
chefs erstatteten die Gruppenführer Bericht
über die Lage, wobei übereinstimmend heftig
Klage über das Demonstrations - und Uni-
sormverbot geführt wurde , das trotz Aufhe¬
bung des SA -Verbotes noch von einigen
Ländern aufrecht erhalten wird . Es wurde
betont , daß dies die Hauptursache für die
schweren Verluste ist, die die SA . an Toten
und Verwundeten in den letzten Wochen zu
beklagen hatte.

Im Laufe der Tagung hat auch der oberste
Führer der SA . selbst, Adolf Hitler,
das Wort zu eingehenden Ausführungen
über Wesen und Aufgaben der SA . im

Zusammenhang mit der gegenwärtigen poli¬
tischen Lage ergriffen . Der Führer behan¬
delt dann Zweck und Sinn einer natio¬
nalen Wehrmacht  in weitausgehenden
Ausführungen.

Auch für die Wehrmacht im heutigen
Staate ist auf die Dauer das Mißverhältnis
untragbar, an dem sie Schaden leiden, wenn
sie auf der einen Seite die großen Tra¬
ditionen der preußisch-deutschen Armee wei¬
terführen und auf der anderen Seite einem
politischen System dienen sollen, das im
diametralen Gegensatz zu dieser Tradition
gestanden hat und heute noch steht. Der
Führer ging dann dazu über, in ganz gro¬
ßen Zügen die Stellung der SA . zur
Wehrmachtzu umreißen, wobei er dies auf
eine kurze Formel zusammenfaßte, dahin¬
gehend festgelegt, daß die Aujgbs der SA.
im Gegensatz zu jener der Wehrmacht in
der Wiederaufrichtung einer organisierten
Volksführung und in der Vollendung der
deutschen Volkserziehung zu suchen sei.

Viv 2us13nk »glcs !1sn sinck KIs>*"
Amtliche Verlautbarung zur zweiten politischen Notverordnung

Berlin , 29. Juni . Amtlich wird mitgeteilt : Mit
der heute in Kraft tretenden zweiten Verordnung
des .iWchspräUsnten yE 28. Juni 1932 gegen
polistsche Ausschreitungen haben die Maßnahmen
der Reichsregierung auf diesem Gebiete ihren Ab¬
schluß gefunden . Allgemeine Verbote von Umzügen
und des Tragens einheitlicher Kleidung können
hinfort für das ganze Reich oder einzelne Teile
nur noch vom Neichsminister des Innern erlassen
werden . Die Pflicht und das Recht, Maßnahmen
zur Sicherung von Ruhe und Ordnung im Ein-
zelfalle zu treffen , liegen den Ländern ob, die
allein über Polizeikräfte verfügen , während das
Reich Exekutivorgane nicht besitzt.

Diese Regelung entspricht der Reichsversassung,
die grundsätzlich Regelungen dem Reich, Ausfüh¬
rungen den Ländern überwiesen hat . Die Ma¬
terie ist jetzt abschließend und grundsätzlich reichs-
rcchtlich geregelt . Die Zuständigkeiten sind klar.
Von einem unzulässigen Eingriss in die Rechte
der Länder kann bei dieser Sachlage keine Rede
sein.

Nachdem am 28. Juni amtlich feststand, daß
einige Regierungen an ihren allgemeinen Verbo¬
ten festhielten , wurde der Verordnungsentwurf
zur endgültigen Regelung dem Reichspräsidenten
vorgelegt und von ihm vollzogen.

Die Regierungen der deutschen Länder sind
keine Nachgeordneten Stellen des Reichsinnen¬
ministeriums , denen Befehle und Erlasse zugestellt
werden , sondern selbständige verfassungsmäßige
Organe der Glieder des Reiches . Erst nachdem der
Weg der Verhandlung nicht zum Ziele geführt
hatte , schien eine rechtliche Regelung durch Ver¬
ordnung am Platze.

Es handelt sich hier nicht um eine angebliche

Stadthalle vor einer nach Tausenden zäh¬
lenden Hörerschaft, in der namentlich die
Wirtschaftskreise aus dem ganzen niedersäch¬
sischen Gebiet, darunter viele führende Per¬
sönlichkeiten vertreten waren , Reichsbank¬
direktor a. D. Dr . Schacht über „Grund¬
sätze deutscher Wirtschaftspolitik".

Er wies einleitend darauf hin, daß die
jüngste Notverordnung , die die jetzige Reichs-

willkürliche Verwaltung von Länderrechten , son¬
dern um die reichsrechtliche Regelung einer inner-
politischen Frage für das ganze Reich. Die Ver¬
ordnungen z. B . über das Verbot der einheit¬
lichen Kleidung und die Aufhebung der SS . und
SA . sind vor Monaten vom Reich gegen den
Willen einzelner Länder erlassen und durchgeführt
worden , ohne daß ein Einspruch gerade der Län¬
der erfolgt wäre , deren Bevölkerung heute z. T.
in den neuen Verordnungen eine Vergewaltigung
sehen zu müssen glaubt.

Der Uebergang ist von kommunistischer Seite
zu Ueberfällen und örtlichen Störungen der Ord¬
nung planmäßig benutzt worden . Die Reichsregie¬
rung hat zur Zeit keine Veranlassung , irgend¬
welche Ausnahmemaßregeln zu ergreifen . Sie wird
die Entwicklung genau beobachten und , falls wi¬
der Erwarten die Gefahr ernster Ruhestörungen
ihre Schatten voraüswerfen sollte, nicht zögern,
das dann Notwendige zu tun.

Lui' k̂ otvsi ' oi'LSnung
München , 29. Juni . Zu der neuen Notverord¬

nung der Reichsregierung schreibt die „Bayrische
Staatszeitung ", die tagelangen Vorstellungen der
Länder hätten zu nichts geführt . Es sei alles ver¬
gebens gewesen. Um im Rahmen des Möglichen
wenigstens vom bayrischen Staatsgebiet die Kra¬
wallpolitik von der Straße fernzuhalten,
erwächst nun für die bayrischen verantwortlichen
Stellen die selbstverständliche Pflicht , die Bestim¬
mungen dieser Notverordnung , solange sie nicht
zu beseitigen sind, so auszuschöpfen , daß die
Staatsautorität nicht noch mehr Schaden leidet,
als den, der ihr von oben her schon zugefügt wor¬
den ist.

regierung in Folgewirkung der bisherigen
Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik des
Reiches zu erlassen sich gezwungen gesehen
habe, den Abschluß einer über viele Jahre
sich erstreckenden Gesamtpolitik bilde, die
dem über Deutschland hereingebrochenen
Schicksal 'nichts anderes entgegenzusetzen
wußte , als Dulden , Entbehren und Sichselbst
entäußern . Ein Volk könne seine Lebens¬
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rechte aber Nicht durch Selbstentänßermrz,
erlangen und bewahren, sondern müsse

einen unbändigen Lebenswillen
bestätigen, wenn es nicht untergehen wollet
Die Auffassung sei falsch, daß man zunächss
die Weltwirtschaftskrise bekämpfen müsse. >
Vorher habe es eine deutsche Krise gegebn^
Dieses sei einer der wesentlichsten Gründe
für den Ausbruch der Weltwirtschaftskrise^
Selbst wenn es gelinge, diese zu beenden^
werde die deutsche Krise noch für laugq
Zeit bleiben, da sie keine vorübergehend-̂
Konjunkturerscheinung sei. Unsere ganzes
Läge sei so bedrohlich, da wir keine Ncsera
ven mehr einzusetzen hätten. Die einzigq
Reserve sei der nationale Lebenswille, deq
wieder erwacht sei und auch für die Wirb,
schaft wieder neue Lebensmöglichkeiten!
schaffen werde. Die nationalen Kräfte , die
jetzt ans Werk gelangen müßten , gäben
für eine erfolgreiche Wirtschaftsführung erst
die bis dahin nicht vorhanden gewesene
Voraussetzung , Die Bezahlung der Kriegs¬
tribute aus gepumptem Gelde sei ein poli¬
tischer Unfug gewesen. Er, Schacht, halft
gegen die Kriegstribute und die sinnlose
Jnvestionspolitik der öffentlichen Hand einen
ununterbrochenen Kamps geführt.

Aus der allgemeinen Wirtschaftsnot der
Volkes könnten wir ersehen, daß die deutsche
Wirtschaft heute keine ausreichende
Rente abwerfe, um die Lebenshaltung ein-
zuhalten , die wir vor dem Kriege gehabt:
hätten . Der Grund hierfür liege in dir
ungeheuren Kapitalsvernichtung durch den
Krieg, an den nachfolgenden Handelsver¬
lusten, den Tributzahlungen, den hohen
Zinsen für Tribute und ähnliches. Wären
wir nach dem Kriege sparsam in der Le¬
benshaltung gewesen, so wäre unser VolL
sehr rasch zu der Erkenntnis der wahren
Lage gekommen, aber die unter dem Ein¬
fluß der marxistischen Parteien stehende
-Nachkriegspslitikhabe diese Erkenntnis er¬
schwert und verzögert.
Lwei Hauptfaktoren , die zum Gedeihen

der Wirtschaft unerläßlich seien, würden
durch den kollektivistischen Bürokratismus,
vernichtet . Die größtmögliche Anstrengung
des Einzelnen und das Gefühl für den Wirt--,
schaftlichen Erfolg oder Mißerfolg . verant¬
wortlich zu sein. Die Verantwortung deS
einzelnen Arbeiters , Angestellten oder Un-«
ternehmers müsse wieder zur Geltung konr^
men. Dieser Grundsatz müsse auch bei den
verschiedenen Rentabilitätsvoraussctzungen,
der Unternehmungen die Lohnpolitik be°-
stimmen. !

Es gebe nur zwei Wege, dem Arbeitslosen«
Problem wirklich beizukommen . Der eine sei, durch
starke Auflockerung der politischen Bindungen von
Arbeitslohn und Arbeitszeit die Initiative in In¬
dustrie , Handel und Gewerbe wieder anzufachen.
Der zweite Weg sei die mögliche Dezentralisierung
der dasür geeigneten Arbeitslosen durch Unter»
bringung in den einzelnen Hans - und Landwirt¬
schaften. In der Rückkehr aus der abstrakten Geld-
wirtschaft zum Hans und zum Lande liege unser«
Rettung . Das neuerdings viel gebrauchte Schlag.
Wort von der Autarkie sei genau so falsch und ein,
seitig, wie die Forderung nach einer Einordnnmz
in die Weltwirtschaft . Wenn der Unverstand frem¬
der Gewaltpolitik ein einzelnes Volk in wirtschaft¬
liche Abhängigkeit hineinzudrücken und darin z»
halten versuche, so müßten naturnotwendig die
autarkischen Strebungen an Kraft gewinnen.

In einem solchen Zustande befinde sich heute dos
deutsche Volk. Dem Auslande gegenüber aber
müsse gezeigt werden , daß die deutsche Wirtschaft
nicht nur Konkurrenz , sondern auch Kunde sei.

Länger als ein Jahrzehnt schlagen wir uns mit
dem Transserproblem herum und suchten das Rät.
sel zu lösen , wie man Zahlungen vom besiegten
Gegner empfange , ohne ihm Waren abzunehmen.
Dieses Problem sei unlösbar . Die Geschichte lehre,
daß man Tribut nur in Sachgütern entgegen,
nehmen könne, die der Unterjochte in der Ueber,
zahl erzeuge , aber daß man durch Entgegennahme
solcher Sachtribnte auch seine eigene gewerbliche
und agrarische Kraft lahmlege.

Hieraus folgert für Deutschland , daß es unie<
keinen Umständen seine landwirtschaftliche Grund,
läge verlieren dürfe . Die landwirtschaftliche Pro.
duktion sei für das Volk als Ganzes gesehen ein.»
nationale Lebensnotwendigkeit ohne Rücksicht an;
die Kosten. Den Bestrebungen unserer Gegner , uns
mit allen Mitteln niederzureißen , kann nur aus
zwei Wegen begegnet werden : Einmal auf den«
Wege einer starken Wchrhastigkeit und eines ent¬
schlossenen Wehrwillcns und zum zweiten , indem
immer deutlicher gemacht werde, daß der eigen«
wirtschaftliche Vorteil mit dem des Nachbarn
Hand in Hand gehe. Wir müßten der Uelt zeigen,
daß wir noch über eine  große Macht , die Kon.
sumkrast eines aufs höchste kulturelle Bedürfniss«
eingestellten 70-Millionen -Volkes versiigten , dere«
Mißachtung auf das Ausland zurückfalle.

Der Redner schloß, indem er betonte , daß e?
unzutreffend sei, daß man im Außenhandel unser«
Waren nicht kaufen würde , wenn wir nicht auch
als Abnehmer auftreten würden . Selbst bei Re>
pressalien einiger Länder würden wir in andere«
Ländern doch noch ein Mehr an Ausfuhr haben
Auch das Ausland würde nicht leichten Herzenl
auf unser hochwertigen Jndustrieerzeugnisse ver,
zichten. Man müsse aber zunächst damit beginnen,
sich selbst zu helsen und eigenes Handeln zu ent.
wickeln, anstatt auf die Einsicht oder den gutes
Willen anderer zu warten . Aller politische Drucks
der von außen her gegen uns eingesetzt werde»
würde , könne auch die Laae für unsere .GeMtzk
mcüt PM im. . "



Frankreich verfügt über mindestens 3 00 Bom¬
benflugzeuge.  Als . neuestes Bombenflugzeug
ist der viermotorige, mit neun Maschinengewehren
ausgerüstete „Dyle et Bacalan "-Eindecker zu
nennen welcher 2 500 Kilogramm Bomben tragen
kann . 'Der „Livre et Oliver Le 0—208"-DoPpel-
decker gehört ebenfalls zu den neuesten französischen
Groh -Bombenflugzeugen . Er führt fünf Maschinen¬
gewehre und schleppt eine Tonne Bomben mit
einer Stundengeschwindigkeit von 210 Kilo-
metern bis zu einem 1000 Kilometer entfernten
Ziel.

In diesem Zusammenhang soll noch ein anderer
„Dtzle et Bacalan "-Eindecker Erwähnung finden,
und zwar das „Verkehrs "-Großflugzeug „D .B .70".
Dieses Flugzeug wurde bei einem größerem
Manöver von der Manöverleitung „beschlagnahmt"
nnd als Truppentransporter eingesetzt. 11. a.
beförderte die Maschine einen LuftinvasionstruPP
von etwa 30 Mann mit Waffen und Munition
hinter die „feindliche " Front . Der Trupp führte
Brückensprengungen und überraschende Feuerüber-
sälle mit Maschinengewehren auf gegnerische Trup-

'pen aus . Das Ergebnis des Unternehmens soll
die Manöverleitung durchaus befriedigt haben.
Hierzu sind einige Bemerkungen erforderlich . Die
„D . B . 70" ist eine „unter Berücksichtigung
Militärischer Interessen " erbaute Maschine, mit
anderen Worten : Ein Militärflugzeug im zivilen
Kleide . Sie ist als Großkamps - und Bomben¬
flugzeug verwendbar und darf daher nicht mit
reinen Zivilflugzeugen wie z. B . die deutschen
und englischen Verkehrsflugzeuge es sind, verglichen
werden . Die Eignung der „D . B . 70" zur Be¬
förderung von Luft -Einfalltruppen im Ernstfälle ist
allerdings zu bezweifeln.

Die in obigen Zeilen gemachten Angaben zeigen
!uns wieder einmal , daß Frankreich nur die Äuf-

- irüftnng kennt und nichts von Abrüstung wissen
' will.

Pg . Dr . Roland Frsisler in eigener Sache

riis L^smsi ' VolksLvilung

Die zweite Verordnung des Reichspräsidenten
gegen politische Ausschreitungen

Berlin , 29. Juni . Die zweite Verordnung
des Reichspräsidenten gegen politische Aus¬
schreitungen, die das Datum des 28. Juni
11932 trägt , ist am Mittwoch mittag ver¬
kündet worden.

Auf Grund , des Artikels 48 Abs. 2 der
Aeichsverfassung wird folgendes verordnet:

-1. Versammlungen unter freiem Himmel
Ltnd Aufzüge dürfen von den Landesbehör-
ben wegen unmittelbarer Gefahr für die
öffentliche Sicherheit verboten werden

<r) allgemein nur für bestimmt abgegrenzte
Ortsteile,

c) im übrigen nur im Einzclfalle.
Weitergehende allgemeine Verbote treten

Putzer Kraft.
2. . Das Tragen einheitlicher Kleidung, die

die Zugehörigkeit zu einer nicht verbotenen
politischen Vereinigung kennzeichnet, darf
von den Landesbehörden nur im Einzelsalle
bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche
Sicherheit verboten werden. Bestehende all-
tzemeine Verbote dieser Art treten autzer
Kraft.

3. Hat der Reichsminister des Innern
gegen ein Verbot nach Abs. Nr . 1 Bedenken,
so kann er die oberste Landesbehörde um
Aenderung oder Aufhebung ersuchen. Ent¬
spricht die oberste Landesbehörde dem Er¬
suchen nicht, so kann er das Verbot auf¬
heben.

8 2.
Der Reichsminister des Innern kann all¬

gemein für das ganze Reichsgebiet oder
einzelne Teile Versammlungen unter freiem
Himmel und Aufzüge sowie das Tragen ein¬
heitlicher Kleidung, die die Zugehörigkeit
zu einer politischen Vereinigung kennzeichnet,
verbieten und für Zuwiderhandlungen Ge¬
fängnisstrafe oder Geldstrafe allein oder
nebeneinander androhen.

8 3.
Plakate , Flugblätter und Flugschriften , in

denen zu einer Gewalttat gegen eine be¬
stimmte Person oder allgemein zu Gewalt¬
tätigkeiten gegen Personen oder Sachen auf¬
gefordert oder angereizt wird, können Poli¬
zeilich beschlagnahmt und eingezogen werden
Zuständig sind, soweit die oberen Landes¬
behörden nichts anderes bestimmen, die
Ortspolizeibehörden.

Dr . Roland Freister übergibt dem Preu¬
ßischen Pressedienst der NSDAP folgende
Erklärung:

In eigener Sache!
In der Landtagssitzung vom 20. Juni

1932 griff der marxistische Parteisekretär
Gehrmann mich persönlich an, indem er
behauptete:

1. mein Verhalten als Rechtsanwalt sei
festgestelltermaßen mehrfach „standes-
widrig " gewesen.

2. Ich sei zweimal strafgerichtlich vorbe¬
straft.

3. Ich hätte einer Firma MagnusKatzeu-
stein öffentliche Kredite verschafft und
dabei pflichtwidrig gehandelt.

Im Landtagsplenum habe ich nicht ge¬
antwortet , erstens, weil mein Fraktions-
sührer, ! Pg . Kube, sraktignsamtlich erklärte,
den Schild der Fraktion vor mich zu stellen.
Und zweitens, weil Personen von der Sorte
eines Gehrmann, Freunde Skläreks, Wert¬
hauers und Heilmanns, mich nicht beleidi¬
gen können.

Um gegnerischen Presseverdrehungen ent¬
gegenzutreten , stelle ich fest:

a) Von der Anwaltskammer bin ich mehr¬
fach wegen „standeswidrigen " Verhal¬
tens bestraft . Der Grund war stets
Kampf gegen den jüdischen Einfluß bei
Gerichten und in der Anwaltschaft , rück¬
sichtslosestes Eintreten für verfolgte
SA .- und SS .-Männer als Vertei¬
diger . Wenn das die Anwaltskammer
für standeswidrig hält, so ist mir die¬
ses höchst gleichgültig. Eine Standes¬
moral kenne ich als Nationalsozialist
nicht. Meine Pflicht als nationalsozia¬
listischer Kämpfer gebot mir in je¬
dem einzelnen Falle , so wie geschehen,

zu handeln. Trotz Anwaltskammer
werde ich das auch künftig nicht än¬
dern.

b) Zweimal bin ich strafgerichtlich vor¬
bestraft . Einmal wegen Hausfriedens¬
bruchs, weil ich mich von dem roten
Stadtverordnetenvorstehrrnicht aus der
Stadtverordnetensitzung werfen lassen
wollte, und in gleichem Urteil wegen
Beleidigung des roten jüdischen Poli¬
zeipräsidenten Dr . Hoheustein, den ich
für schuldig an der Ermordung mei¬
nes Parteigenossen , Stadtverordneten
Messerfchmidt, erklärt hatte , und ein
zweites Mal , weil ich mit Rücksicht
auf die Inflation als Stadtverordne¬
ter von einer „schamlosen Pleite der
Schieberrepublik " gesprochen hatte.
Ob das ehrenrührig ist, kann ein
Systemdiener wie Herr Gehrmann
nicht entscheiden.

c) Den Wohnungsbau - und Jndustrie-
förderungskredit für die Firma Mag-
nus Katzenstein, die aus jüdischen in
christliche Hände übergegangen war,
habe ich als Anwalt beschafft. Dabei
habe ich mich laut rechtskräftigem eh¬
rengerichtlichem Urteil so Verhalten,

, wie ich einzig und allein als gewissen¬
hafter Anwalt handeln konnte.

Der fehlgeschlagene persönliche Angriff des
Gewerkschastssekretärs Gehrmann freut mich,
da er bestätigt , daß meine sachliche Abrech¬
nung mit dem Juden Kuttner gesessen hat,
denn — ohne eine solche zoologischeEinord¬
nung auf Kuttner oder Gehrmann anwen¬
den zu wollen —^

„der getroffene Hund heult!"
gez. Dr . Roland Freister

M . d. L-, Kassel.

lichen Einzelexistenzen und um schwere Stö¬
rungen im öffentlichen Finanzwesen zu ver¬
meiden, um die Wirtschaft wirksam zu ent¬
lasten und die öffentlichen Verwaltungen zit
erleichtern, ferner um die Gläubiger vor.
ungleich schweren Nachteilen zu schützen ist
ein alsbaldiges entschlossenes Vorgehen des
Reichs zur weiteren Herabminderung der
Zinsbelastung für sämtliche alten und neuen
Schuldverbindlichkeiten unbedingt geboten."

Unü sdei 'msls eine UstLS
Lussmmsngskpoeksn

Im Juni vorigen Jahres veröffentlichte
die sozialdemokratische „Münchener Post"
einen angeblichen Brief von Oberleutnant
Schultz, in dem die bekannten Behauptungen
gegen hohe Führer der SA ., insbesondere
gegen den Chef des Stabes , Oberstleutnant
Röhrn, wiederholt waren. Dieser Brief war
gefälscht, wie durch ein im April durchge¬
führtes Strafverfahren gerichtlich festge¬
stellt wurde. Nunmehr wurde auch der ver¬
antwortliche Schriftleiter Martin Gruber
der „Münchener Post", der diesen gefälsch¬
ten Brief zum Anlaß gemeiner Ausfälle
genommen hatte, auf Klagestellung von
Oberleutnant Schultz hin, wegen übler Nach¬
rede zu 4ÜÜ RM. Geldstrafe, im Nichte m-
treibnngssall zu 10 Tagen Gefängnis ver¬
urteilt.

Kvls Vee ' ZsumeZSp
SM

Berlin . Ju dem Prozeß, den der Chef-
rsdakteuxches „B.,P ." Pg . Alfred Rosenberg,
gegen eine Reihe ' jüdischer Schmierfinken
wegen der verleumderischen Behauptung
angestrengt hatte , daß er, Rosenberg, wäh¬
rend des Krieges für Frankreich Spionage¬
dienst geleistet und sich in Paris aufgehalten
habe, ist am Montagvormittag das Urteil!
vom Amtsgericht in München verkündet
worden : Die verantwortlichen Redakteure
des Berliner 12-Uhr-Blattes , der Leipziger
Volkszeitung , der Breslauer Volkswacht für
Schlesien und der Berliner Volkszeitung
wurden zu je drei Monaten Gefängnis , der
verantwortliche Schriftleiter der „Münchner;
Post" zu 600 Mark Geldstrafe verurteilt ».

kung für das Reichsgebiet folgendes ver¬
ordnet:

Z 1. 1, Oeffentliche politische Versamm¬
lungen sowie alle Versammlungen und Auf¬
züge unter freiem Himmel sind spätestens
48 Stunden vorher unter Angabe des Ortes,
der Zeit und des Vcrhandlungsgegcnstandes
der Ortspolizeibehörde anzumelden.
2. Sie können im Einzelfall verboten wer¬
den, wenn nach den Umständen eine un¬
mittelbare Gefahr für die öffentlicheSicher¬
heit zu besorgen ist. Statt des Verbots
kann eine Genehmigung unter Auflage,
ausgesprochen werden. Zuständig find, so¬
weit die obersten Laudesbehörden nichts
anderes bestimmen, die Ortspolizeibehörden.

3. Oeffentliche politische Versammlungen
sowie alle Versammlungen und Aufzüge
unter freiem Himmel können nur aufgelöst
werden, wenn sie nicht angemeldet oder
wenn sie verboten sind oder wenn von den
Angaben der Anmeldung absichtlich abge¬
wichen oder wenn einer Auflage zuwider¬
gehandelt wird.

4. Ausgenommen sind gewöhnliche
Leichenbegängnisse, die hergebrachten Züge
von Hochzeitsgesellschaften, kirchliche Pro¬
zessionen, Bittgänge und Wallfahrten.

5. Eine Anordnung nach Absatz 2, 3, kann
nach den Bestimmungen des Landesrechts
angefochten werden.

8 4
Diese Verordnung tritt mit ihrer Ver

h ' ndung in Kraft.
(Unterschriften)

Vsnoprlnung üdsi ' Vsi *-
ssmmlungsn unü /kusrllgs

Berlin , 29. Juni . Gleichzeitig mit der
zweiten Verordnung des Reichspräsidenten
gegen politische Ausschreitungen ist eine
Verordnung des Reichsministers des Innern
über Versammlungen und Aufzüge ver¬
kündet worden. Nach dieser wird aus Grund
des Paragraphen 4 der Verordnung des
Reichspräsidenten gegen politische Aus¬
schreitungen vom 14. Juni 1932 mit Wir-

Z 2. 1. Mit Gefängnis , neben dem auch
Geldstrafe erkannt werdest kann, tgird
bestraft:

1. wer ohne die nach tz 1 erforderliche
AnmÄdung oder in absichtlicher Abweichung
von den in der Anmeldung gemachten An¬
gaben oder unter Zuwiderhandlung gegen
ein Verbot oder eine Auflage eine Versamm¬
lung oder einen Aufzug veranstaltet oder
leitet oder dabei als Redner auftritt;

2. wer für eine Versammlung , die ent¬
gegen der Vorschrift des 8 1 nicht ange¬
meldet oder genehmigt ist, den Raum zur
Verfügung stellt.' > > _

3. Mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark
wird bestraft, wer an einer Versammlung
oder einem Aufzuge teilnimmt , die ent¬
gegen der Vorschrift des F 1 nicht ange¬
meldet oder die verboten sind.

3. Die Vorschriften des Abs. 1, 2, sind
nicht anzuwenden, wenn ein politischer
Zweck mit der Tat nicht verbunden war und
eine Störung oder Gefährdung der öffent¬
lichen Sicherheit und Ordnung nicht einge¬
treten ist.

Mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark wird
bestraft, wer sich nach Erklärung der Aus¬
lösung einer Versammlung (Z 1, Abs, 3)
nicht sofort entfernt.

(gez.) : Unterschrift.

«In koi-lisnn TInsssnkung In oicksnbui-g
Oldenburg, 29. Juni . Das O.ldenbur-

gische Staatsministerium hat folgende Ent¬
schließung an den Landtag gerichtet:

„Die drückende wirtschaftliche Not veran¬
laßt das Staatsmtnisterium , an den Land¬
tag mit dem Antrag heranzutreten , fol¬
gende Entschließung zu fassen: „Die Lage
von Landwirtschaft , Gewerbe und Handel
im Lande Oldenburg ist neuerdings immer
bedrohlicher geworden. Vor allem hat das
Absinken der Preise für die Erzeugnisse
der Viehwirtschaft und der Schweinemast
dazu geführt , daß weiteste Kreise der olden-
burgischen Landwirtschaft sich in der äußer¬
sten Gefahr des Erliegens befinden. Die
Folge ist eine starke Erwerbslosigkeit und
eine erschreckendeStockung im Steuerein¬
gang . Hierdurch sind die öffentlichen Fi¬
nanzen bei Land und Kommunen in eine
Lage gekommen, die bereits jetzt in ver¬
schiedenenGemeinden dazu geführt hat , daß
gesetzliche Leistungen nicht mehr voll erfüllt
werden konnten. Die Zahl dieser Gemein¬
den ist in stetem Steigen begriffen und auch
für den Staat besteht die ernsteste Gefahr.
Unverzügliche Abhilfe ist dringend erfor¬
derlich. EntschlosseneMaßnahmen des Reichs
zur Entlastung und Belebung der Wirtschaft
dürfen keinen Augenblick länger hinausge¬
schoben werden. Besonders ungünstig ist die
Lage derjenigen Wirtschaftskreise nnd öf¬
fentlichen Verwaltungen , die in den vergan¬
genen Notjahren eine zunehmende Verschul¬
dung haben eingehen müssen. Die Be¬
lastung durch dir im mer,  uvch weit übLll

dem Vorkriegsstände liegenden Schuldzinsen
erhöht die Bedrängnis dieser Schuldner so
stark, daß sie ihnen die tatsächlichen Mög¬
lichkeiten zur wirtschaftlichen und finanziel¬
len Selbstbehauptung nimmt und ihnen jede
Hoffnung für die Zukunft raubt . Um den
allgemeinen Zusammenbrach von wirtschaft-

Hus siisn «Sir
Brand im Schauspielhaus in Hannover.
Hannover« Nachdem erst am Dienstag

ein großes Feuer im Opernhaus erheb-!
lichen Schaden angerichtet hatte , entstand!
Mittwoch nachmittag ein ähnlicher Brand!
im Städtischen Schauspielhaus . Als der
Hausmeister auf seinem Rundgang den Ge¬
räteraum öffnete, schlugen ihm Flammen
entgegen. Er traf sofort Schutzmaßnahmen,
und wenige Minuten später war auch schon
die Feuerwehr zur Stelle , der es gelang,
den Brand zu löschen.

Gerüsteinsturz.
Essen. Am Mittwoch vormittag stürzte!

auf einer Baustelle am Stausee im Stadt¬
teil Wurden ein Baugerüst ein. Hierbei!
wurden acht Arbeiter zum Teil schwer ver¬
letzt.

Darmstadt, 29. Juni . In Walldorf hat!
eine Irrsinnige mit einem Brotmesser ihren
beiden Kindern von 14/2 und drei Jahren
die Hälse durchgeschnitten. Die Frau stand
sodann mit dem blutigen Messer in der
Hand am Fenster und gestikulierte. Als
der Ehemann , der arbeitslos ist, nach Hause
kam, machte er die Gendarmerie aus Mör-
seiden mobil, da sich niemand in dalZ Haus.
hineintraute . Als die Gendarmen eintrafen,
ließ sich die Frau wider Erwarten ohne
Widerstand abführen . Es wurde festgestellt
daß sie geisteskrank war.

Aus 8080 Meter Höhe abgesprungen.
Paris . Der junge französische Fallschirm¬

springer Machenaud stellte einen neuen Hü-
henweltrekord im Fallschirmabsprung auf,
indem er aus 8090 Meter Höhe absprang.
Eigenen Kindern die Hälse durchschnitten.

8k*V.KssssnsksnüsI in Si»ss !su
Um 224080 RM. den Fiskus geschädigt — Das Parteibuch entschied

Breslau . Am Dienstag begann hier der
große Prozeß wegen der Riesenunterschla¬
gungen bei der Allgemeinen Ortskranken-
kasse, die infolge der sozialdemokratischcn
Mißwirtschaft entstanden und zu dem Zu-
sammenbruch des UnteAichmens geführt
haben. Angeklagt sind fünf Personen, dar¬
unter der sozialdrmokratische Abteilungs¬
leiter Bartsch und der praktische Arzt Dr.
Wiesner.

Bartsch wird zur Last gelegt, best Reichs-
fiskus und die Krankenkasse mit den 'übrigen
Angeklagten zusammen um 224000 RM . ge¬
schädigt zu haben. Der erst 32 Jahre alte
Sozialdemokrat Bartsch hat auf Grund sei¬
ner Parteizugehörigkeit und ohne sachliche
Kenntnisse eine schnelle Karriere gemacht.
Er kam 1924 als Hilfsarbeiter in die Kran¬
kenkasse und wurde schon zwei Jahre später
von dem sozialdemokratischen Verwaltungs¬
direktor mit der Leitung der großen Abtei¬

lung „Reichsversorgung" betraut , wo er die
Verantwortung für einen riesigen Geldver¬
kehr hatte . Alles hat das Parteibuch ge¬
macht! Dementsprechend ging es in dieser
Abteilung auch drunter und drüber . Die
wichtigsten Belege wurden einfach in wüsten
Haufen in Kisten aufbewahrt ' oder fortge¬
worfen. Auch wirtschaftete Bartsch Jahrs
hindurch in seine eigene Tasche.

Dr . Wiesner erhielt innerhalb von vier
Jahren 60000 RM . „Honorar ", obwohl er
nur etwa 15000 RM . zu bekommen hatte.
Die Mehrauszalstting teilten sich die beiden.
In anderen Füllen ließ Bartsch durch seine
Freunde , die sich als Patienten ausgeben
mußten , aber nicht krank waren , Kranken¬
geld anfordern , das auch geteilt wurde. Das
aber war alles nur möglich, weil das ganz«
Unternehmen mit soziaidemokratiichenNicht»

>sachleuten bricht war.
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Samariterkursus
der NS .°Frauenschast

Heute, Donnerstag, 30. Juni,
abends8.15  Uhr

Geschäftsstelle Rembertistrahe

Familien - ^ n ^ eißen j

Geburten:  1 Tochter Jul . Kahler
»nd Frau, Elfe geb. Kahler. Vegesad.

Verlobte:  Erna Werner mit Willi
Becker, Westerstr. 24.

Verstorbene:  Elise Spiegelberg,
64 Jahre , Waller Heerstr. 30. — Carl
F. A. Wolfs. Georgstr. 45. — Wilh.
Iobannsen, 76 Jahre . — Hinrich Düß-
mann, 70 Jahre . Werderstr. 60. — Joh.
Heinrich Bals. 84 Jahre . — Wilhelmine
Bols, geb. Düser, 79 Jahre. — Adele
Melde, geb. Knoop, 81 Jahre . St . Mag-
nus. — Dorette Luttmann, geb. Schulze.
84 Jahre , Goethestr. 35. — Dr. med.
Johann Georg Wilmanns. 92 Jahre,
Gabriel-Seidlstr. 5. — Wihelmine Mil¬
lers. geb. Duhnenkamp verw. Gehle,
74 Jahre , Hofsnungstr. 3.

I «INI!. «KÜSIUIIMKlIIIMll
Die allgemeine Abkündigung

ist für das nachstehend genannte Grund¬
stück auf Grund der Verordnungenvom
19. 12. 99., 11. 12. 20. und 2. 7. 21..
betr. Anlegung des Grundbuchs, an¬
geordnet. Etwaige Rechte sind bis zum
13. 7. 32. beim Grundbuchamt, Gerichts¬
haus, Zimmer 3, anzumeldenbei Mel¬
dung der in 8 19, Abs. 2, der erstge¬
nannten Verordnung angedrohten Rechts¬
nachteile.

Vorstadt L. 41.
Blatt Flurb. Belegenheit
Nr. Nr. und Eigentümer

322 602-251 Kattenturmer Heerstraße

Ian MIM « IM . M
MMNttNllMll!

Adolph Bätjer in Arstcn.
htr. 152. Hermann

27. 6. 1932. Grundbuchamt.
Widerruf. Die für Sonnabend, den

2. Juli d. I ., angezeigte Jagdverpach¬
tung in Kirchhuchting findet nicht statt.
Gemeinde Hemelingen.

Bekanntmachung.
Die in der Sonderbeilagezum Regie¬

rungsblatt Stück 21-1932 veröffent¬
lichte auszugsweise Anordnung für die
Preußische Eichverwaltung betr. die
Durchführungder Nacheichung und der
Polizeilichen Revision liegt im Rathaus,
Zimmer 6. zur Einsicht öffentlich aus.

Hemelingen, den 28. Juni 1932.
Der Gemeindevorstand.

ISMM.MMlWlilMIWl
In dem Konkursverfahrenüber das

Vermögen
1. des Kaufmanns Wilhelm Carl

Philipp Wicke in Bremen,
2. des Vereins für Gesundheitspflege

in Bremen
ist Termin zur Prüfung nachträglich an¬
gemeldeter Forderungen auf

Dienstag, den 26. Juli 1932,
vormittags 9 Uhr.

im Gerichtshause. 1. Obergeschoß, Zim¬
mer Nr. 84, anberaumt.

25. 6. 1932.
Geschäftsstelle des Amtsgerichts.

Das Tagesgespräch in
Bremen

Der sensationelle Sveretten-Erfolg

Ms SIums
vonttswsü
tSgllcrlH abends 20 Ilbr

Killig8ie Zommerpreise:
Nlll. 0.50 bi8 3,70

einsvkl . Karäerobengebakr
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und 5.30—7.30 Ilbr.

Ldmett zubereitet , uienu § ie Inlet
braten haben § is überhaupt ker¬
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Eintritt 20 ? lennig
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Pfund nur H. LV
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Bund deutscher Mädel
in der Hitler-Jugend

sucht gröberes
HeimLimmen

Angebote unt . L. d. ld . a. d. Oeschsktsst,

Lür ein gröberes kaulmSnnischel
llnternebmen werden

k- g »ölinie
kür Diiroawecks in lebbakter OeschSktS^
läge In Lremeo ru mieten gesucht . Le,
dingung ist , dak wsnigstsn 2 Raums
im Lrdgesekotz liegen , wahrend dis
anderen Raume sich auk.die erste und
zweite Ltage verteilen.
Angebote unter <2u 807 beim Verlag
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preiswert i. gutem
Hause , Ostsrtor u.
Idleustndt bevorz
Aug . u . ? 506 b . V

Rg. mit kamilie s
per sofort 2 -3 2 >m.
Uloknung uNiicbs
I?r .35—40RVl ,Dsge
2entr . m . Oovent.
Ang . u . D 503 b . V.
2 einzelne Osmen
such . r . Okt .ruhige

Lchwschbuusen
30—40 RVl.

Aug . u . R 508 b . V

ru Mmikisli

kinrel- «. V«siiikl2illl.
Verpkl ., Lad .Telef.
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?g . krau A. Weber
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zirk Lremen ehrli¬
che beute gesucht»

Rurze Probezeit.
K. iieilmann

beipzig 6 l , 0905
hlarktbsllenstr . 16
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kür Rüche u . Haus
gesucht.Dorn

Herzogenkamp 18
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Herren u . Damen-
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Das war vorauszusehen : Unsere sachliche und
klare Versammlungsankündigung hat in der
marxistischen Presse die größte Verwirrung ange¬
richtet , besonders aber in der „Bremer Volks¬
zeitung ", die sich in ihrer Dienstag -Ausgabe vom
28. Juni in Lügen und Entstellungen überschlägt
und sich selbst Lügen straft.

Hier der erste Beweis : Wir haben in großen
roten Plakaten an den Anschlagsäulen folgendes
öffentlich bekanntgegeben:

Die „ Bremer Volkszeitung " schrieb am 21.
Juni : Die Papcn -Notverordnung ist notwendig,
sonst kommt die Katastrophe.
Unsere Erklärung mußte bei der SPD . wie ein

Blitz einschlagen. Hier hatten wir sie bei ihren
eigenen Worten gepackt. Daß wir aber ihr Ein¬
geständnis öffentlich plakatieren würden , hätte sie
sich nicht träunien lassen. Sie versucht ihr Einge¬
ständnis in der Dienstag -Ausgabe vom 28. Juni
unter der Stzitzmarke : Plakatschwindel der Na¬
zis „als rein taktische Dinge " hinzustellen . Doch
wir lassen nicht locker und halten sie beim Wort:

Wir lassen wörtlich die Auslastungen der
Volkszeitung und jeder kann sie nachlesen, vom 21.
Juni unter ihrer Spitzmarke : Kommunistischer
Bluff , folgen . Die Forderung der KPD . zu ge¬
meinsamer antifaschistischer Einheitsfront und als
Bedingung dafür die Nichtdurchführung der fa¬
schistischen Notverordnungen kommentiert sie klein
als Sternnotiz:

„Die Kozis wissen ganz genau , daß ihre For¬
derung der Nichtdurchführung der Papen -Not-
verordnungcn zur Katastrophe führen muß . Sie
misten ganz genau , daß diese Forderungen un¬
erfüllbar sind und nichts anderes als billigen
Bluff darstellen ."

Der Schluß für jeden normal denkenden Men¬
schen ist klipp und klar : Die Papen -Notverord-
nung ist nach der „Bremer Bolkszeitung " not¬
wendig , sonst kommt die Katastrophe . Kein Wun¬
der , daß sich die SPD . selbst Lügen straft , da sie
ja die Brüning -Notverordnungen durch 13jährige

Zustimmung zur Erfüllungspolitik gutgeheißen
hat . Also muß sie sich ungewollt zu ihrer Erb¬
schaft, also der Notverordnung Papens bekennen.

So plump konnte nur die Volkszeitung lügen.

Die 2. Lüge der Volkszeitung

„Beamtenfeindlichkeit der Nazis,,

In gleicher Ausgabe vom 28. Juni lügt die
Volkszeitung weiterhin dreist unter der Schlag¬
zeile : „Die Beamtenfeindlichkeit der Nazis . Ein
lehrreiches Gespräch mit einem Bremer Hitler¬
funktionär ." Sie läßt ihren Schrieb als Alt¬
weibergewäsch von Wochenmärkten erzählen und
gibt an , daß der Gemüsehändler Mahnke , Oster-
straße , Vorstandsmitglied der NSDAP . sei. Das
ist eine glatte Lüge ! Ferner soll nach der Volks¬
zeitung Mahnke u. a . geäußert haben : „Wenn
wir an der Macht sind, dann wissen wir , was
wir zu tun haben , dann werden die Beamten
abgebaut ." '

Das ist die zweite glatte Lüge . Wir sind in
Braunschweig und Oldenburg zur Macht gekom¬
men und haben abgebaut das verbonzte Partei¬
buchbeamtentum und die Ministergehältcr , wie
letzthin in Oldenburg , wo Nationalsozialisten an
der Regierung sind. Das nimmt uns kein deut¬
scher Berufsbeamter und gewiß kein Arbeiter
übel . Wenn wir nicht den rechten Weg gingen,
so würde uns kein Beamter in diesen Ländern
wiederwählen . Im Gegenteil : Gerade dort tritt
der aufrechte deutsche Berussbeamte und der ist
heute glücklicherweise immer noch in der Mehr¬
heit , in unsere Front ein und kämpft mit uns
für einen sauberen Staat , nachdem die SPD . mit
ihrer Ersüllungs - und Berschwendungspolitik rest¬
los abgewirtschaftet hat!

Nein ! So etwas ist zu dumm und zieht heute
nicht mehr . Zwei dicke fette Lügen an einem
Tage in der Volkszeitung dürften auch dem be¬
scheidensten Leser, soweit er selbständig denken
kann , die Augen geöffnet haben . —in.

illin KIM»AM IHia AM
Morgen abend spricht:
Llucisnlkowski A/I. rt. I,.

im Ksßlsv
ttzg. Etudentkowski -Leipzig ist einer der uner¬

schrockensten und erfolgreichsten Vorkämpfer des
Nationalsozialismus . Er hat besonders in Sachsen
in vorderster Front die Idee des Freiheitskämpfer
unter der Jndustriearbeiterschaft verkündet , unbe¬
kümmert um Terror und Verleumdung . Sein
Verdienst ist es mit , daß Sachsen zur Hochburg
der NSDAP . geworden ist. Nicht ohnehin haben
gerade in Sachsen , wie amtlich festgestellt worden
ist, bei der zweiten Reichspräsidentschaftswahl
deutsche Arbeiter der Faust , die im ersten Wahl¬
gang noch Thälmann wählten , für Adolf Hitler
klar und überzeugend ihre Stimme gegeben!

Morgen wird er im Bremer Westen zum
Thema : Die Papcn -Regierung eine Nazi -Regie¬
rung ? Der Verrat am deutschen Arbeiter ! spre¬
chen. Frei und überzeugend hat Studentkowski in
zahlreichen Städten des Reiches als Pionier der
Freiheit mit der Aufklärung und zugleich mit Ab¬
wehr gegnerischer Angriffe die Grundpfeiler für
den Auf - und Ausbau der ersten nationalsozia¬
listischen Ortsgruppen errichten helfen . Wir wei¬
sen es energisch von uns , als „Provokateure " zu
gelten , wenn wir die Versammlung nach Kaffee
Flora einberufen haben , wie es die „Arbeiter-
Zeitung " uns zu unterschieben versucht. Das
Recht zu Versammlungen haben wir gerade dort,
weil wir Aufklärungsarbeit leisten wollen in dem
Stadtteil , in dem die schaffende Arbeiterschaft
Bremens wohnt . Für sie wollen wir kämpfen und
begrüßen einen jeden , der heute auch noch nicht
mit uns einig geht und wenn er unser Gegner
ist , zum ehrlichen Austausch der Politischen Ueber¬
zeugung.

Die Bremer Arbeiterschaft steht in den ver¬
schiedensten politischen Lagern , der SPD ., NSD¬
AP . und KPD ., sie wünscht eine Aufklärung über
Las Wollen der stärksten deutschen Partei und
Freiheitsbewegung.

So lautet für morgen abend die Parole:
Volksgenossen , auf nach Kassee Flora!

Ab 4. Juli Schlachtsteuer in Bremen.
Die wir von zuständiger Seite hören , hat sich

?cr Senat entschlossen, die Schlachtsteuer für das
bremische Gebiet durch Notverordnung einzu-
lührcn.

Durch den Rückgang der Einnahmen , insbeson-

dere aus den Ueberweifungssteuern des Reiches,
hat sich trotz schärfster Einschränkung aller Aus¬
gaben die Finanzlage immer ernster gestaltet.
Aus diesem Grund hat sich der Senat gezwungen

gesehen, die sehr erheblichen Bedenken gegen die
Einführung der Schlachtsteuer zurückzustellen, und
diese Steuer mit Wirkung vom 4. Juli 1932 an
einzuführen , um die Erfüllung seiner Pflichten

insbesondere aus den ständig sich steigenden Fii»
sorgelastcn nach Möglichkeit sicherzustellen.

Der lüg 000. Paffagier
Der Schnelldampfer „Europa " des Norddeutsches

Lloyd Bremen , der am 1. Juli Newyork verläßt
und am 7. Juli in Bremerhaven eintreffen wirb,
befördert auf dieser Reise seinen 100000 . Passa-
gier über den Atlantischen Ozean.

vi ' SMSi ' i

Der Bezirksführer des Jungvolkes Bremen
hat das Wort.

Deutsche, Bremer ! Seid ihr Euch bewußt,
was es heißt, eine Jugendbewegung zu besitze«
auf die ihr bauen könnt?

Am Sonnabend , den 2. Juli , veranstaltet
das Deutsche Jungvolk der NSDAP . einen
Werbe- und Unterhaltungsabend und lädtj
euch hiermit ein ! Eltern seht Euch unser
Leben und Treiben an ! Kommt und schaut,
was das Jungvolk will . Alle seid ihr ein<
geladen, besonders ihr Jungen , die ihr noch
nicht zu uns gehört.

Heute: Sprechabcnd im Distrikt Stephans
um 8.30 Uhr im „Amtsfischerhaus ", Gro-
ßenstraße . Pg . Dr . v. Hofs: „Rassen^
fragen ".

NS .-Frauenschaft!
Am Sonntag , 3. Juli , findet ein Ausflug nach

Schierlohs Sommergarten , Habenhausen , statt
Treffpunkt 3,30 Uhr bei Schierloh , Kaffeeaufgutz
gestattet.

RS .-Frauenschast , Sektion Osten!
Jeden Freitag , abends 8.30 Uhr , findet ve,

Nähabend in der Geschäftsstelle statt . Erscheine«
aller Pflicht!

Kostenlose Zahnbehandlung.
Parteigenossen , die nicht in dSr Lage sind eim,

Zahnbehandlung vornehmen zu lassen, da sie we¬
der der Krankenkasse noch sonst einer Unter¬
stützungsgemeinschaft angehören , erhalten durch
Vermittlung der Geschäftsstelle Anschriften der
NS .-Dentisten , die eine kostenlose Zahnbehandlung
vornehmen . Nachweis erfolgt gegen Vorzeigen des
Parteiausweises . Die OrtsgruppenleitunK

Wer ist der Eigentümer des Rades ? Von den
Polizei wurde ein 48jähriger Arbeiter ermittelh
der ein Fahrrad entwendet hat . Er will das Rad
in der Woche vor Pfingsten ds . Js . por elfter
Wirtschaft an der Bogenstraße weggenommen ha¬
ben. Beschreibung : Tourenrad , Marke Sieger , Nr.
353 405. Der unbekannte Eigentümer mag sich bal¬
digst bei der Kriminalpolizei im Polizeihause,
Zimmer 408, melden.80  spbsttsr KapslarN:

vi'smsn Wusiksi * müssen slsmpsSni s klonst « Festung wsgsn

Lnßpisekungsi 'aum mit Ksßtssiron -rvi*t
/ Es liegt iu der Art jüdischer Warenhäuser,
leim Gebiet des wirtschaftlichen Lebens nach
dem anderen in sich aufzusaugen.

Am 26. Oktober wurde der Firma Karstadt
A .--G. vergleichsweise gestattet, in ihrem Be¬
itriebe einen Erfrischungsraum zu unterhal¬
ten . Es war ganz genau festgelegt, Laß
kein Alkohol ausgeschenkt werden durfte und
daß an der Außeufrout des Gebäudes
Keine  Reklame gemacht werden durfte.

Nahm man an, daß der Erfrischungsraum
.inun wirklich nur eine Erfrischungsstätte
/für die Besucher des Warenhauses sein
würde, dann hatte man sich geirrt.

Musikkapellen, wie Schachtmeister, die sonst
chn den großen Kaffees spielen, wurden en¬
gagiert , es wurde also ein richtiger Kaffee--
mausbetrieb eingerichtet, obwohl für den Er-
ßrischungsraum kerne Reklame gemacht wer¬
ben sollte. Es erschienen Anzeigen in den
Tageszeitungen . Die „Bremer Nachrichten"
brachten sogar das Bild einer Kapelle mit
ber Unterschrift „Die von dann bis dann
bei Karstadt gastiert ".

.In einer Zeit, wo unsere Wirtsbetrirbe
schwer kämpfen müssen, um die hohen
^Steuern aufzubringen, nimmt sich die¬
ses jüdische Großunternehmen das Recht,
in seinen Räumen ein als Erfrischnngs-
raum „maskiertes" Konzert-Kaffee zu

unterhalten.

Hss Vsndol eisi* ^ oiirsi
Mit sofortiger Wirkung wurden mimische
Darbietungen untersagt . Also, Stimmungs¬
säugerei und sonstiges Musik-„Theater ", das
Jazzkapellen bieten . Ende des Monats Juni
wurde durch den Bescheid der Polizei auch
der Musikbetrieb verboten. Ob nur diese
Kapelle gemeint war oder auch die kom-
«icnden , ist im Bescheid nicht klar ausge¬
drückt.

Auf den Rekurs der Firma hin wurde
Hör dem Verwaltungsgericht verhandelt . Es
jwurde behauptet, die Besucher des Erfri-
sschungsraumes seien Käufer.  Die Mah¬
lung an das Verwaltungsgericht , sich nicht
ßVi MtvEWkM" Erwägungen leiten zu

lassen — bekanntlich hat die NS .-Fraktion
in der Bürgerschaft eine Anfrage wegen
des Musikbetriebes bei Karstadt gestellt —,
hätte man sich sparen können, denn der
Firma ist durch das Verwaltungsgericht
schon viel zu viel bewilligt . (Siehe den von
der Polizei nicht genehmigten großen Er¬
frischungsraum , der beim Verw.-Ger . durch¬
gedrückt wurde.) -

Im übrigen liegen auch andere Beschwer¬
den vor.

von Wiptsvspoin

PI »0lS8liSI »1 ,
So hat der Wirteverein von 1877 eine

Eingabe gemacht. Seine Mitglieder , die zum
Teil Kaffeehäuser mit Musikbetrieb unter¬
halten , haben sich durch Augenschein über¬
zeugt, daß Gäste, die sonst bei ihnen
jahrelang verkehrten, nach Karstadt überge¬
siedelt sind. Beweiskräftiger kann pzcht
widerlegt .werden, daß die Besucher des Er-
frtschungsranmes Käufer sind. Früher hatte
die Firma sogar mit anderen Kaffees eine
Kapelle gemeinsam. Dieser Pendelbetrieb
ist nunmehr untersagt . Jetzt engagiert die
Firma die gewiß nicht billigen Kapellen
für sich allein . Die echt jüdische Kalkulation
dürfte die sein, durch billige Erfrischungen
bei teurer Musik Käufer heranzuziehen.
Müssen doch die Besucher des Erfrischung^
raumes das ganze Warenhaus passieren.

Reg.-Rat Dr . Wedemeyer  wandte sich
gegen die Darlegungen des Vertreters der
Firma . Er machte auch darauf aufmerksam,
daß der Einwand , in andere,: Warenhäusern
sei auch Musik, hinfällig sei. Einmal sei
das ein anderer Betrieb , dann sei die Er¬
laubnis vor Inkrafttreten des Schankstätten-
gesetzes erteilt worden. Der Charakter des
Erfrischungsraumes ginge bei der „knal¬
lenden" Musik verloren. Wenn die Firma
einwende, daß für die kommenden drei Mo-
inate schon Kapellen von auswärts engagiert
'seien, die bezahlt werden müßten, so sei
darauf zu erwidern , daß es bei der großen
Zahl von arbeitslosen Musikern bedauerlich
sei. Laß auswärtige Musiker verpflichtet

würden.
Einem Vergleich wollte Dr . Wedemeyer

nicht zustimmen. Die Verhandlung wurde
wieder vertagt , weil das Gericht Einsicht in
die Konzessions-Urkundcn der Erfrischnngs-
ränme anderer Städte , nehmen will.

vss „Kiinkspksus " in
Kspsisüts ^ sngen

Gleichzeitig verhandelt wurde in Sachen
der Neukonzessionierung des Klinkerhauses,
das schon zwei Inhaber nicht halten konnten.
Eigentümer des Hauses ist die Firma Kar¬
stadt»- Sie beantragt -̂ die Konzession für
einen Angestellten, , der kein Fachmann ist.
Die Bedürfnisfrage wurde schon beim An¬
trag eines anderen Wirtes verneint . Dieser
ließ die Sache auf sich beruhen . Nach dem
Gaststättengesetz darf , ist einmal die Bedürf¬
nisfrage verneint , innerhalb von 3 Jahren
ein Konzessionsantrag nur dann bewilligt
werden, wenn sich die Verhältnisse geändert
haben. Daß dies hier der Fall sein soll, ist
nicht klar. Im Gegenteil , für einen Gast¬
hausbetrieb in der Altstadt ist immer weni¬
ger Bedürfnis vorhanden . Es geht der
Firma Karstadt auch nicht darum , die Kon¬
zession für das Klinkerhaus zu haben, um
das Haus später zu verpachten, dann hätte
ja der evt. Pächter, wie das sonst auch ge¬
macht wird, von sich aus Antrag auf Kon-
zessionierung stellen können. Der Firma
Karstadt geht es um die Vollkonzession für
ihre Betriebe.

Das könnte eine schöne Attraktion werden,
das Bier - und Speisehans der Firma Kar¬
stadt, alles billig , besondere Spezialität
Schlachtplatten mit der berühmten Wurst
aus den Fabriken , deren „Geheimnisse" kürz¬
lich aus Licht geholt wurden . Wenn dann
die Bauern mit Omnibussen zur Stadt ge¬
holt werden, dann können sie dort beim
Einkauf von RM . 10,— aufwärts umsonst
verpflegt werden . (Guten Appetit !)

Auch diese Sache wurde vertagt . Die
Kleinhandelskammer und der Fremdenver¬
kehrsverein sollen sich über die Bedürsnis-
jrage äußern.

Ehemaliger Schriftleiter der „Bremer
Arbeiter-Zeitung" vom Reichsgericht

verurteilt
Wie uns aus Leipzig gemeldet wird , hak

der 4. Senat des Reichsgerichts am Diens¬
tag unter dem Vorsitz von Senatspräsident
Dr . Bünger den früheren Schriftleiter der
„Bremer Arbeiterzeitung " , Hermann Wan-
schürn, wegen Vorbereitung zum Hochverrat
in Tateinheit mit Vergehen nach Z 4 Abs. 1.
des Republikschntzgesetzes(Unterstützung einer
staatsfeindlichen Verbindung ) zn neun Mo¬
naten Festungshaft verurteilt. Der Ange¬
klagte hat als verantwortlicher Schriftleiter
die Veröffentlichung von fünf Artikeln zn
verantworten, deren Inhalt als hochverrä¬
terisch angesehen wurde.

RunriZunk

Donnerstag , 30. Juni . 16 Jugend auf See,
16.30 Nachmittagskonzert . 17.30 Vortrag . 17.55
Die Tierärztliche Hochschule in Hannover . 18.30
Vortrag . 18.55 Frankfurter Abendbörse . 19 Aktu¬
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richtendienst . 22.10 Deutsche Tanzmusik.

Freitag , 1. Juli . 5.45 Wetterdienst . 6 Morgen-
gymnastik . 6.15 Wetterdienst . 6.20 Morgenmnsik . 1
Zeitangabe . 7.10 Brunnenkonzert in Bad Nenn-
dorf . 8.15 Hausfrauenfunk . 8.30 Funkwerbung,
10.10 Schulfunk . 10.50 Nachrichtendienst . 11 Schul¬
funk. 11.30 Mittagskonzert . 12 Zeitangabe . 13
Börsenfnnk . 13.10 Wetterdienst . 13.15 Schallplat¬
tenkonzert . 14 Nachrichtendienst . 14.10 Die Mai¬
länder Scala . 15 Börsenfnnk . 15.40 Schiffahrts-
funk.
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Das Auswärtige Amt in Berlin verbreitete
Scm 24. Juni die Nachricht: „Am heutigen
zehnjährigen Todestag von Walter Rathe-
»mu gedachte der stellvertretende Leiter des
Auswärtigen Amtes , Dr . Köpke, in der
Worgenbesprechung der Direktoren mit war¬
fen Worten des verstorbenen ReichsauHen-
M-inisters . Anschließend legte Ministerial¬
direktor Köpke am Grabe Rathenaus einen
Kranz des Auswärtigen Amtes nieder . Zu¬
gleich richtete der Reichsaußenminister Frei¬
herr von Neurath von Lausanne aus ein
Telegramm an die Schwester Rathenaus ."

Diese sentimentale Geschäftigkeit des Aus-
tvärtigen Amtes stimmt nachdenklich, beson¬
ders da ihr Anlaß ganz gewiß nicht dazu
iangetan ist, im Volke heute noch Widerhall
zu finden . Wir halten es für völlig un¬
angebracht , daß von amtswegen die partei¬
politische Verherrlichung eines Mannes fort-
igesetzt wird , dessen amtliches Wirken für
die außenpolitische Führung des Reiches zu
unheilvoll geworden ist. Wenn heute Deutsch¬
land unter dem Drucke der Reparations --
ilasten zu erliegen droht , wenn seine Ver-
itreter in Genf und Lausanne sich bei den
Verhandlungen immer wieder in die Fesseln
.unerträglicher Verträge verstrickt sehen, so
ist es gerade Rathenau gewesen, der die
deutsche Außenpolitik in diese Linie gedrängt
«hat, wodurch dem deutschen Volke so unsäg¬
liches Elend bereitet worden ist. Es ist
darum auch nicht zu erwarten , daß die
/arbeitslosen , hungernden , verelendeten
deutschen Menschen der Gegenwart ausge¬
rechnet diesem Außenminister ein „warmes
Gedenken" bewahren füllten . Rathenan ist
ses ja doch gewesen, der in seiner Antritts¬
rede als Reichsminister am 2. Juni 192t
rim Reichstage wörtlich sagte : !

„Ich halte die Bedingungen nur für/
ausführbar , wenn wir entschlossen sind,/
Uns in tiefe Not zu begeben . . . Ob mau >
erfüllen kann, hängt von dem Maß der!
Not ab, in die man sich begibt . Es gibt!
keine absolute Uncrsüllbarkeit , es handelt!
sich lediglich darum , wie tief man ein
Volk in Not geraten lassen darf ."
Also sprach Rathenau . Der Zustand der

Not , den er als Reichsanßenminister dem
deutschen Volke /ankündigte , ist heute furcht¬
bare Wirklichkeit geworden . Sein jetziger
Nachfolger — wir glauben es .wenigstens —
bemüht sich darum , dem Fortbestehen dieser
Not zu wehren . Das heißt aber im Grunde /
igeuommen doch nichts anderes , als daß es
darum geht, die Schutthaufen aufzuräumen,/
welche die bisherige Befolgung der Rathe - !
»rauschen Außenpolitik in Deutschland ge- !
schaffen hat . !

Inwiefern demnach das Auswärtige Amt
besondere Ursache hatte , dem Gedächtnis i
Rathenaus warme Worte zu widmen , das!
bleibt wohl das Geheimnis der Amts - !
bürokratie , die anscheinend jegliche Bezie¬
hung zum lebendigen Fühlen des erwachen¬
den Deutschland verloren hat . Nach dem
31. IM wird auch mit ihr aufzuräumen
sein, damit solche Ungereimtheiten künftig

IVHIItSnisoks ^ UgVNÜSNLiSkUNg
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Ein Vergleich zwischen England nnd Deutschland.

Ein Londoner Freund unseres Blattes stellt
uns folgende Zeilen zur Verfügung, die sicher¬
lich Mlgemein-Jnteresse finden werden.
Das einfachste Wehrsystem ist die allgemeine

Wehrpflicht; es ist auch das sicherste zugleich. Bei
zwei- bis dreijähriger'Dienstzeit konnte man früher
aus eine besondere militärische Jugendvorbereitung
verzichten, da der junge Mann vom 18. bis 20.
Lebensjahr allgemein Soldat wurde. Allgemeine
Wehrpflicht etwa mit einjähriger Dienstzeit wird
auf Jugendvorbereitungzurückgreifen müssen, weil
man anders das Pensum in einem Jahre nicht
schafft.

Die Staaten ohne allgemeine Wehrpflicht müßen
die Jugend auf dem Wege des Zwanges durch Ge¬
setz oder auf dem Wege der Freiwilligkeitdurch
Bieten irgendwie gearteter Vorteile zu erfasien
versuchen. England macht beides,  es
hat in den Kronländern den gesetzlichen Zwang
vom 14. bis 18. Lebensjahr nnd im Mutterland
die verbriefte Freiwilligkeit; es stelltsich da¬
mit sehrklug aus die Psychologie desB olles  ein.

Der englische Grundsatz hat sich im Krieg voll
bewährt. Hätte es nicht eine militärisch wohl
vorbereitete Jugend gehabt, wäre ihm erstens
niemals die Auffüllung seiner kleinen Armee im
ersten Teil des Krieges nnd der Ilebergang zur
allgemeinen Wehrpflichtaus Kriegsnotwendigkeit
im zweiten Teil geglückt. Man vergleicht das
deutsche Nachkriegs-Wehrsystem so gern mit dem
englischen. Ein derartiger Vergleich stimmt aber
nur sehr bedingt. Die äußere Form, die Kenn¬
zeichnung eines Heeres aus langgedienten Frei¬
willigen, das alles finden wir in Deutschland wie
in England. Von sogenannten verbotenen Waffen
soll hier auch nicht die Rede sein, sondern vom
Aufbau und von der Frage des Ersatzes im Er¬
gänzungsfall.

Vom englischen Wehrsystem hat man uns näm¬
lich das Beste nnd Grundlegendste verboten: 1. den
einigermaßen vorbereiteten Ersatz und 2. die Er¬
gänzungsmöglichkeit drirch jederzeit greifbaren und
vollwertigenUnterführer-Ersatz. Damit wird das
deutsche Zwangswehrsystem zum schlechtesten,
wirkungslosestenund teuer st eninder
ganzen Welt.  Es gibt keinen Staat , der sol¬

chen unwirtschaftlichen und unwirksamen Unsinn
nachzumachen versucht.

Das englische Wehrsystem wird für englische
Zwecke erst dadurch brauchbar, daß man laufend
etwa einer knappen Million männlicher Jugend
die erste militärische Ausbildung vermittelt, nnd
zwar durch Lehrpersonal der Armee und der
Luftstreitkräfte. Erfahrungsgemäßbleibt etwa ein
Viertel in der sehr streng gehandhabten Führeraus-
lese mit Erfolg hängen, d. h. 20 v. H. erreichen
die Unteroffiziers-Quälifikation, 5 v. H. werden
Reserveoffiziere; in rohen Zählen ausgedrückt,
etwa 200 000 Unteroffiziere und Mannschaften mit
Besörderungsaussichtnnd etwa 30000 Reserve¬
offiziere aller Dienstgrade stehen als jederzeit ein-
satzsähige Reserve hinter der kleinen Freiwilligen-
Armee, dazu die 7s v. H. vorgebildeter und grund¬
sätzlich wehrfcendigernnd wehrwilllger Männer,
deren Begabung nnd Kenntnisse noch nicht zu
irgendeiner Führerstellung ausreichten.

Das ist eben die uns verbotene gute Seite des
englischen Wehrsystems, das man bei uns in ge¬
wissen Kreisen als ausreichend, ja als dem deut¬
schen gleichwertig rühmt, weil man es nicht kennt
und schätzt.

Unser Ziel ist eine allmähliche Wiederherstellung
der allgemeinen Wehrpflicht. Ueber die Form
läßt sich noch reden. Als Aebergang ist aber wohl
denkbar, das englische Muster der militärischen
Jugendvorbereitungunter Anpassung an die etwas
anders gearteten deutschen Verhältnisse anzuwen¬
den denn der Sprung vom ersatzlosen Hundert-
tausend-Mann-Heer zur allgemeinen Wehrpflicht
Scharnhorstscher Prägung ist zu groß. Heute schon
sind vierzehn Ja hrgängemilitäri scher
Zucht und Ordnung entwöhnt.  Wir
haben vierzehn Jahrgänge zur sogenannten Völ¬
kerversöhnungerzogen, die anderen, insonderheit
England, erziehen ihre Jugend seit Jahrhunderten
zur nationalen Laichesverteidigung. Wir machen
seit vierzehn Jahren aus der Jugend internationale
Knechtsseelen, während bei den anderen der
nationale Führergedankeallein Richtung gibt und
Ziel ist.

Es wird höchste Zeit, daß bei uns ein erheblich
anderer Wind zu wehen beginnt.

in deutschen Amtsstuben unterbleiben . Par¬
teigrößen der Vergangenheit mögen der Ver¬
gessenheit anheimfallen ; es geht jetzt um
das deutsche Volk und seine Zukunft!

vis vi'wsilsi 'ls
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Seit den gemeinsamen Verlusten der SPD
nnd KPD sind die gegenseitigen Verhand¬
lungen einer „Einheitsfront " der ^prole¬
tarischen" Parteien , eifrig hin - und her¬
gegangen . Nach außen haben sie bisher noch
keinen sichtbaren Erfolg gehabt . Immerhin

hat die KPD in Preußen dem geschästsfüh-
renden Ministerium das Leben gevettet und
auch die SPD wird sich dafür bald erkennt¬
lich zeigen müssen ; Severing sorgt zum
mindesten dafür , daß seinen „politischen
Kindern " nicht die Gefahr eines Reichskom¬
missars droht , der mit dem roten Spuk in
kurzer Zeit aufräumen würde . Nun haben
die Drahtzieher der marxistischen „Einheits¬
front " festgestellt nnd errechnet, daß SPD
und KPD zusammen gar nicht mehr aus - ,
reichen, um die Verbrecher vor der Abrech¬
nung zu schützen. Also muß oder soll auch
noch das Zentrum herhalten , Las ja be¬

reits ist Preußen von den bolschewistisches»
Liebesdiensten Gebrauch gemacht hat . Diese
Verhandlungen zum Zwecke einer Einigung
KPD bis Zentrum dürften allerdings streng
geheim gehalten und hinter den Kulissen
veranstaltet werden . Ein Blatt der Re-i
publikanischen Arbeitsgemeinschaft , das von
roten Schwarzen oder schwarzen Roten her>-
ausgegeben wird , die .„Deutsche RepnbAk"^
plaudert da etwas aus der Schule . MaN
gibt da zunächst offen zu, daß die „reattio -»
näre bayrische Fronde " dem Marxismus
sehr willkommen sei, ja , daß dieser gerade-» i
zu ein „vitales Interesse " au ihrem Bst
stände habe. Von hier aus , so sagt man^
sei es nur noch ein kurzer Sprung zu einer!
Einheitsfront mit dem Zentrum , das ein >
Interesse daran habe, die außerparlamen -»
tarische Machtposition des Marxismus , auch'
der KPD !, zu erhalten und zu stärken. Ueber,
die „heiligsten Gefühle " müsse man sich hin-, l
wegsetzen, um nicht von der nationalsozia -,
listischen Lawine begraben zu werden. ,s

Die marxistischen Tempelwächter haben
hier aus der Schule geplaudert und der
Oeffentlichkeit von Plänen Kenntnis ge¬
geben, die äußerst lehrreich und bezeichnend
sind. Der deutsche Katholik, der ehemalige
Zentrumswähler , mag daraus seine Konse¬
quenz ziehen, ob er weiter Seite an Seite
mit den Organisatoren der Goktlosenbewe-
gung gegen das erwachende Deutschland
kämpfen will!

LSn Seksnrillokumsnl
Ausgerechnet mit dem Datum des 28. 6.,

dem dreizehnten Jahrestage der Unterzeich¬
nung des Schmachdtktates von Versailles,
erläßt der Parkend orstand der SPD einen
seiner verlogenen Aufrufe , in dem die Brü-
der aufgefordert werden, zu wachen und füi
„Demokratie nnd Soziälismus " — gemein!
ist Soziakdemokratie ! — zu kämpfen. Der
Inhalt des Elaborates wollen wir nichi
interessanter machen als er ist. Bezeichnen!
aber ist, daß in dem Aufrufe mit keinen,
Worte der Schmach Erwähnung getan ist,
die sich am gleichen Tage jährte , die Schuld
trägt an dem Elend , der Versklavung des
deutschen Volkes, deren Ausfertigung die
Unterschrift eines Sozialdemokraten und
eines Zentrumsministers trägt . Während
das ganze deutsche Volk, gleichgültig welcher
Partei , Standes oder Konfession, am 28. 6.
1932 die Faust in der Tasche ballte und
stumm oder laut den Schwur leistete: Nie-,
mals werden wir dieses Schanddibtat aner¬
kennen ! Während Millionen , die überwäl¬
tigende Mehrheft des Volkes unter den Fol¬
gen zu verkommen drohen , bringt es die
schuldige Partei fertig , am Jahrestage der
Schmach das Volk über die wahren Ursachen
der Not zu belügen und betrügen . Nur um
am 31. Juli betrogene Wähler für ihre
Kandidaten einzufangen . Mit keiner einzigen
Silbe ist in der gesamten marxistischen
Presse des Tages gedacht, der die Blutschuld
dieses Systems besiegelt hat . Statt dessen
wagt man es, der Oeffentlichkeit ein Schand-
dokument voller Lügen und Verdrehungen
vorzusetzen!

Der Setz« der §«rrttt
VON ^ Ol . l. kir . ck >Vl72

„Er hat fast die gleichen Augen wie Du, Ru-
boff"

„Na, hör mal, Dir hält es aber wirklich nicht
schwer, in mir den Vater des Jungen zu suchen,"
gab lachend der Tierarzt zurück. Er wandte sich
an den Anstaltsarzt.

„Stehen in diesem Fall einer Adoption beson¬
dere Hinderungsgründe im Wege?"

Edith sah ängstlich gespannt auf den Arzt. Der
verneinte zögernd.

„Dann ist ja alles in schönster Ordnung", unter¬
brach Edith ihn überglücklich.

Dr Grünewald nickte flüchtig. Leise sagte er
zum Tierarzt:

„Können wir einmal in meinem Amtszimmer
Miteinander sprechen?"

Tierarzt Volkhagen sah auf Edith, die nur noch
ein Auge für das Kind hatte. Er überlegte kurz,
dann wandte er sich an sie.

„Warte einen Augenblick, Edith. Ich will eben
mit Herrn Dr. Grünewald sprechen. Nachher hole
ich dich ab. Es wird nicht lange dauern."

Edith hörte kaum. Sie nickte nur, ohne den
Blick von ihrem Jungen zu wenden.

* !
Als die Herren sich im Amtszimmer gegenüber/

saßen, war es dem Tierarzt eigen zu Mute. Der'
Anstaltsarzt sah unentschlossen aus, als müsse er
»ach Worten suchen. Endlich sprach er, zögernd:

„Ich weiß nicht, Herr Kollege, ob Ihre Frau
die rechte Wahl trifft/ Gewiß, es ist ein liebes
Kerlchen, ist auch gesund. Und doch—: ich weiß
nicht, ob ich Ihnen raten darf, dieses Kind zu
adoptieren. Wir wissen über die Herkunft des
Kindes zu wenig; genau genommen, nichts.

Nur ein Gerücht.
Aber dieses Gerücht ist wenig geeignet, gerade

Ihnen diesen Knaben zu wünschen." Schneller
setzte er hinzu: „Seine Mutter ist ein uns be¬
kanntes Landmädchen, dem die Eltern früh  gestor¬
ben sind. Sie hat das Kind. in unierm Heim ae-

3. kottsetrung
boren. Kurz nach der Entbindung erkrankte sie
schwer. Aber langsam genas sie. Als wir sie
schon entlassen wollten, las sie zufällig, wie eine
Schwester beobachtete, in der Zeitung von der Hin¬
richtung des Raubmörders Schurff in Stettin . —
Sie erinnern sich? — Nach den Aussagen der
Stationsschwester soll sie dann plötzlich verstört ge¬
wesen sein und mit starrem Blick immer nur die
Zeitungsnotiz gesehen haben. Gegen Abend stell¬
ten sich dann bedenkliche Fieber ein, denen eine
Herzschwäche folgte. Sie ist dann nach wenigen
Stunden gestorben. Wir legten der Schwester für
diesen Fall ein besonderes Schweigegebot auf und
stellten Nachforschungen über etwaige Zusammen¬
hänge an. Aber irgend einen Anhalt für den von
uns gefaßten Verdacht fanden wir nicht. Eigen¬
artig war -es uns nur gewesen, daß das Mädchen
trotz guter Zureden nicht zu bewegen war den
Namen des Vaters anzugeben. Es war auch' nicht
zu ermitteln, mit wem sie Umgang gehabt habenkönnte."

„Sie glauben demnach, daß der Vater des Jun-
gen mit dem Raubmörder Schurff identisch sein
könnte?" fragte stockend der Tierarzt.

„Nach dem eigenartigen Verhalten der Mutter
wäre das nicht von der Hand zu weisen. Aller¬
dings stehen dem auch wieder ernste Bedenken
gegenüber. Sie hat keinerlei Aeußerungen getan,
aus denen wir schließen können, daß der Mörder
auch wirklich der uneheliche Vater war. Aber rät¬
selhaft mußte dieser Fall für uns doch bleiben.
Die Dienstherrschaft bei der die Mutter früher in
Stellung war, schildert sie als ein einfaches und
gesundes Landkind, stets fleißig, froh und beschei¬
den. Bis zum Zeitpunkt ihrer Einlieferung in
unser Heim habe man auch keinerlei seelische Kon¬
flikte bei ihr wahrnehmen können. Und doch. —
Die bestimmte Weigerung, den Namen des Er¬
zeugers anzugeben! — Sie ist nach schwerer
Krankheit auf dem Wege zur Besserung, da liest
sie die Zeitungsnachricht. — Plötzlich Rückschla g.

Anzeichen einer schweren Nervenkrise, darauf Herz¬
schwäche und Tod. Sagen Sie selbst, Herr Kol¬
lege, mußte dieses eigenartige Zusammentreffen
uns nicht zu diesen Annahmen führen?"

„Das ist allerdings sehr wahr", bestätigte der
Tierarzt ernst. „Indessen kann die eben über-
standene Krankheit nicht die Urteilskraft des Mäd¬
chens getrübt haben? Ja , kann sie nicht die Nei¬
gung zu Halluzinationenerst wachgerufen haben?"

„Gewiß, Herr Kollege, auch diese Annahmen
haben ihre Berechtigung. Sie dürften für den
Augenblick aber doch wohl nur mindere Bedeutung
haben."

Volkhagen biß sich auf die Unterlippe. Eine
tiefe Falte auf der Stirn ließ erkennen, daß er
angestrengt nach einem Ausweg suchte.

„Sie könnten recht haben! Hm. Na, jeden¬
falls bin ich Ihnen für diese Mitteilungen sehr
verbunden, Herr Doktor. Ich bin tatsächlich im
Zweifel, ob ich die Wahl meiner Frau jetzt noch
unterstützen kann."

Er sann eine Weile. Auch der Arzt .schwieg.
„Sagen Sie, ließen sich au dem Knaben irgend¬

welche Merkmale feststellen, die auf die von Ihnen
vertretene Annahme schließen ließen?"

Dr. Grünewald lächelte fein. '
„Solche Feststellungen zu machen ist einstweilen

noch ganz ausgeschlossen. Vorläufig muß auch der
Schädel erst die die ihm charakteristische Form an¬
nehmen. Und ob sich auch dann etwas sagen/
läßt . -

Er hob die Schultern.
„Natürlich, selbstverständlich", erwiderte der

Tierarzt . „VerzeihenSie mir die naive Frage;
ich bin nicht ganz bei der Sache, Sie verstehen."
— „Ich muß es mir reiflich überlegen, Herr Kol¬
lege. Ganz so pessimistisch wie unsere Wissenschaft
über die Vererbungstheorie urteilt, kann ich nicht
denken. Allerdings, der Fall ist nicht alltäglich.
Um eines aber bitte ich noch: Ich möchte, daß
meine Frau hierüber nichts erfährt. Sie ist sehr
ensitiv und, was ich am meisten fürchte, sie hat

eine dumme Herzgeschichte. Ich fürchte Kompli¬
kationen." j i

„Selbstverständlich, Herr Volkhagen. Ihre Frau ^
cheint den Kleinen aber schon sehr ins Herz ge- ^
chlossen zu haben. Sie werden es schwer haben,

ÜL,WLujM!>M -5

- „Ja , das fürchte ich auch. Aber versuchen werde
- ich, sie in ihrer Wahl wankend zu machen." -

Während die Männer sich noch in Vermutungen
! über die Herkunft des Kindes ergingen, hatte

Edith ihr Herz schon an ihn verloren. Sie hielt
, ihn in ihren Armen und aus ihren Augen strahlte
l ein Mutterglück, wie nur die tiefste Sehnsucht es

zaubern kann.
Erschüttert sah Tierarzt Volkhagen das liebliche

^ Bild, wie Mutter und Kind schon so bald mit¬
einander verwachsen waren.

Edith kam auf ihn zu.
„Ist nun alles in Ordnung? O, wie glücklich

bin ich. Denke Dir, er hat den Namen Gerhard
bekommen. Welch eine Borbestimmung! Hatten
wir nicht auch schon an diesen Namen gedacht?
Ich kann kaum daran glauben, an dieses Glück.
Hielte ich es nicht in meinen Armen, ich würde
zweifeln und meinen, ich träume."

Volkhagen lächelte. Einen Augenblick lang ver¬
gaß er den Verdacht des Arztes. Solche Begeiste¬
rung, solch wunderbaren Glanz hatte er in ihren
Augen nie gesehen. Und während er sie beglückt
ansah, war es ihm, als flögen Funken von diesem
heiligen Feuer auch auf ihn über.

Der Anstaltsleiterwandte sich um. Ihm dünkte
es zu schwer, dieses reine, herzliche Mutterglück
zu zerstören. Und plötzlich war es ihm, als könne
diesem überstarken, reinen Sinn der Mutter keine
wissenschaftliche Theorie standhalten, als müsse
jedes graue Gespenst vor diesem vollen Leben
fliehen.

Er trat auf Edith zu, reichte ihr die Hand und
sagte still: .

Ich wünsche Ihnen von ganzem Herzen Gluck,
Frau Volkhagen. Sie werden diese schwere Le-
bensaufgabe schon erfüllen!"

Tierarzt Bolkhagen sah überraschtauf. In
seinem Kopf wirbelten tausend Fragen, sucht«,
tausend Antworten.

Dr. Grünewald lächelte.
Die Formalitäten werde ich dieser Tage ord¬

nen lassen, Herr Kollege", sagte er. „Wenn Sie
mich zwischendurch noch sprechen wollen, dürfen
Sie jedes Nachmittag über mich verfügen." /

Uvrtjchrmg folgst^
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Volk un6 WiptselisK

Hunger und Glend
die Folgen der Papen-Nolverordnung— Schluß mit der Existerrz-

^trümmerung! - Gebt Hitler die Macht, um das Elend zu wenden!
V on Dr . v. Renteln.

Wenn der Inhaber eines schlechtgehenden
jschäftes einen Geschäftsführer beruft und
ft den Auftrag erteilt , den Betrieb wieder
sH zu bringen , so erwartet er von ihm, baß
Zeine erhöhte Werbung entfaltet , den Kun-

kreis erweitert und größeren Absatz schasst.
Wenn ein solcher Geschäftsführer sich dar-

beschränken würde, alle werbenden Aus¬
sen ängstlich zu vermeiden , weil der Be-
teb ja zur Zeit wenig einbringt , wenn er
1 Löhne der Angestellten und Arbeiter un-
Mörlich senken, das Lager immer verklei¬
dn und die Qualität der Waren und Dienst-
istungen verschlechtern würde , so würde er
>.gen Unfähigkeit fristlos entlassen werden,
sch das mit Recht! Denn dies ist der sicherste
jeg einen Betrieb in den Ruin zu führen.

Der Riesenbetrieb der deutschen Wirtschaft
zrd aber heute auf diese Weise in den Zu-
jnmenbruch getrieben.

Die Notverordnung der Re¬
gierung von Papen

f dem Gebiete der Finanzen ist ein er-
reckender Beweis dafür . Gewiß sind diese
aßnahmen schon von der Regierung Brü-

Mg vorbereitet und wären auch von ihr
/Kgeführt worden . Aber ist die Regierung
npe« gebildet worden «m das Erbe Brü-
ftgs z« erfüllen?

In der deutschen Wirtschaft liegen die
!inge noch einfacher als in einem Einzelbe-
!,ebe, denn die Arbeiter und Angestellten der
irtschaft sind zugleich ihre Kunden. Dadurch,
ß man ihr Einkommen fortgesetzt schmälert,
tzieht man der deutschen Wirtschaft die
,indem

Glaubt man ein Geschäft dadurch zur Blüte
bringen , däß man ihm seine Kunden

mmt?
Glaubt man durch die ungeheuren Kürzun-

n der Arbeitslosen -, der Krisen-, der Wohl-
hrtsunterftützungen , der Kriegsbeschädigten-,
titwen- und Waisenrenten , der Invaliden -,
«gestellten- und Knappschastsunterstützungcu,
rrch die Beschäftigten- und die Salzsteuer
ne Wirtschaftsbelebung herbeiführen zu
-nn-en?

Das glaubt niemand ! Aber die Abstriche
nd die neuen Steuern seien zur Gesundung
er Staatsfinanzen nötig, sagt man.

Nein, die Staatsfinanzen hängen nicht im
«ftlecren Raum , sie spiegeln stets die Wirt-
Hastslage wider . Blüht die Wirtschaft, so
lühe« auch die Staatsfinanzen , versiegt die
Sirtschaft, so versiegen auch die Finanzen.
Selche Weisheit liegt darin , die Staatsfinan-
en in dem Maße zu beschneiden, wie die
Birtschaft zusammenbricht? Dr . Brüning ist
»lesen Weg zwei Jahre lang gegangen. Weiß
sie Regierung Papen nichts anderes als

diesen Weg fortzusetzen?
Sie wird die gleichen Erfahrungen machen

vie Brüning . In wenigen Monaten ist der
scheinbare Ausgleich der Finanzen in Nichts
verronnen,- denn durch die Vernichtung der
kbaufkraft ist die Wirtschaft weiter abgedrosselt
worden und in den Staatskassen ein neues
Loch entstanden.

Dann steht man vor derselben Lage wie
heute. Also neue Leistungsverminöerungen,
treue Lasten? Eine Schraube ohne Ende. Eine
langsame aber sichere Zertrümmerung der
Wirtschaft.

Gewiß kann man einem Menschen die
Glieder stückweise vom Rumpfe trennen und
jene haben sogar Recht, die da sagen, aus
diese Weise würde das Problem seiner Ver¬
sorgung gelöst, denn wenn man schließlichden
ganzen Körper zerstückeltHat, so ist er tot und
die Frage , wovon er leben soll, existiert nicht
mehr.

Es kann kein Zweifel sein, daß dieser
Weg eine langsame Hinrichtung des deutschen
Volkes bes eutet.

Es gibt nur einen einzigen vom National-
tozialismns seit Jahren gewiesenen Weg auch
die Staatsfinanzen zu bessern die — Arbeits¬
beschaffung.

Kommt die Wirtschaft in Gang , so füllen
sich auch die Staatskassen. Die Wirtschaft aber
kommt nur in Gang, wenn man die Mil¬
lionen Arbeitslosen wieder in Arbeit bringt.
Daß dies möglich ist, wurde vom National¬
sozialismus eingehend nachgewiesen. (Siehe:
Gregor Straßer „Arbeit und Brot ", Verlag
Frz , Eher Nchf.. München. Vergl .: Ottokar
Lorenz „Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit",
Wirtschaftßpol. Verlag , Berlin ).

Wir haben aer keine andere Wahl und
darum ist der Weg SerLeistungs-
Kürzungen und Lastenerhöhung
des Kabinetts Papen doppelt ver.
sterblich.

Die Belastung des Volkes unst insbeson¬
dere seiner wirtschaftlich schwächsten Teile geht

weit darüber hinaus , was innerhalb wirt¬
schaftlicher Berechnungen liegen kann.

Die letzten Notverordnungen bedeuten eine
Existenzzertrümmerung des

Volkes.
Millionen deutscher Arbeiterfamilien werden
aus die Ebene eines Hunger- und Verzweif-
lnngsdaseins hinabgestotzen. Es werden mal-
senweise soziale Krankheitsherde geschaffen.
Die letzte Sicherung «nzähliger FamUie«
wird zerstört »nd die körperlichen«nd mora¬
lischen Lebensgrnndlagen der heranwachsenden
deutschen Jugend werden Vernichtet.

Das ist nicht mehr lediglich eine steigende
wirtschaftliche Bedrängnis » das ist eine Ver-
krüppelnug des Volkes, die sich mit gleicher
absolnter Gewißheit räche« mntz und räche«
wird , wie das in der Geschichte immer der
Fall war.

Die sogenannten "W i r t s cha s t s f üh r e r"
der Gegenwart mit allem was örnm und dran
hängt , deren Weisheit in Zeitungen wie
der Frankfurter -, Kölnischen-, Bergwerkszei¬
tung etc. zu finden ist, erheben immer wieder
ihre Bedenken gegen das Wirtschaftspro¬
gramm der Nationalsozialisten . Besser wäre
es zwar , wenn diese albernen Bemühungen
einmal nach innen gerichtet würden . Vor lau¬
ter Mißstänöen und Auswüchsen werden sie
aber nicht wissen, wo zuerst angefaßt werden
soll.

Da sind beispielsweise die „Av ^ -Rück¬
vergütungen.  Seit Jahren wirst gepre¬
digt „exportieren , exportieren !" baß wir auch
ja genug Devisen für die „Reparationen " und
unsere Auslandsschulden Herein bekommen
Damit die deutsche Wirtschaft Exportmöglich¬
keiten erhält , wurde vereinbart , daß die Fir¬
men, die bestimmte Exportmengen nachweisen,
Rückvergütungen auf die im Inland gekauf¬
ten Rohmaterialien bzw. Halbfabrikate erhal¬
ten. So soll also ein Exporteur , der im In¬
land Stabeisen für 115,— RM . pro Tonne

Dr . Ps . Die Affäre Flick  hat den gali-
zischen „V orwärt  s " und die übrigen judäa-
marxistischen Lügenblätter in einen eigenarti¬
gen Zustand versetzt. Machten diese Blätter
anfangs noch einen Anlauf zu wüstester Hetze,
so verstummten die Entrüstungsschreie merk¬
lich, als bekannt wurde , daß der eigentliche
Urheber dieses für das deutsche
Volk kostspieligen , unverant-
lichen Geschäftes  der Gralshüter der
Demokratie , Herr Finanzminister a. D . Dr.
Dietrich  war . Zu gern hätte man die Flick-
Affäre den „Nazibaronen " in die Schuhe ge¬
schoben. So quält sich denn der jüdische Blät¬
terwald mit der Frage ab : Wie sage ich's mei¬
nem Kindel Umso mehr werden wir Natio¬
nalsozialisten gerade in diesem Wahlkampfe
das verelendete Volk darüber aufklären , in
welch unverantwortlicher Weise die Steuer¬
groschen der deutschen Nation spekulati¬
ven Machtgruppen  zugeschanzt wurden.

Herr Dr . Dietrich mußte nach langen Zö¬
gern nun doch mit der Sprache hkerausrücken.
Auf einem ftaatsparteilichen T e e ab en d in
Heidelberg  gab er Einzelheiten bekannt.
Was dabei zutage trat , bestätigte unsere hier
immer wiedergesehene Ansicht, daß das Gel-
senkirchen-Geschäft in einer Linie mit der vom
Brüning -Kabinett auch in der Bankcnsanie-
rung eingeschlagenen Linie einseitiger
Bevorzugung großkapitalisti¬
scher Mächtegruppen  liegt . Dietrich
ging wieder mit dem Mätzchen der Ueberfrem-
duug hausieren. Wir hatten bereits betont,
daß diese Argumentation stark übertrieben
worden war , und Dietrich selbst mußte zu¬
geben, daß ihm von einem ernsthaften
Auslanösangebot  überhaupt nichts
bekannt geworden  war . Da die Ueber-
fremdungsgefahr bei den Vereinigten Stahl¬
werken nur ein überaus dünnes Argument
ist führte der verantwortliche zeichnende
Brüning -Vtzekanzler als zweite Begründung
für das der Flickgruppe in die Hände ge¬
spielte Geschäft die Gefahren an, die der
„Wirtschaft" aus dem Zusammenbruch
der Flick 'schem Holdinggesell¬
schaft  entstanden wären,

Wir Nationalsozialisten bekämpfen jede
„Wirtschaftspolitik", - ie die Finanzen saniert,
aber die Lebensgrnndlagen des Bolkes zer¬
stört. Wir verlangen : Arbeit «nd Brot!

Wir haben «msomehr ein Recht daz«, als
wir - ie Mittel zur Verwirklichung dieser Lo¬
sung in der Hand halten «nd anzuwenden ge¬
willt sind.

Iunkers-Reorgamsation durch
Henschel-Kassel

Berlin , 28. Juni . Die Verwaltung der
Henschel L Sohn  AG ., Kassel, teilt mit:
Zwischen ö-er Hensel L Sohn AG., Kassel, und
dem Junkers -Korrzern finden Verhand¬
lungen  über eine Beteiligung an der Re¬
konstruktion der Junkers - Werke  statt.
Henschel hat dabei grundsätzlich seine Bereit¬
willigkeit zur Mitwirkung bet der Reorgani¬
sation der Junkers -Werke bezw. gewisser Ab¬
teilungen derselben zum Ausdruck gebracht. In
welcher Form dies geschehen wird , ist bei der
Kompliziertheit der Verhältnisse In Dessau zur
Zeit noch nicht zu übersehen. Bestimmend für
diese Verhandlungen war für die Firma Hen¬
schel nicht zuletzt das Bestreben, sich angesichts
der schlechten Aussichten im Lokomotivba«-Ge,
schüft für neue Arbeitsgebiete zu interessiere«.

LRMetose Gewinne
Hinter den Kulissen der„Avi Rückvergütungen" — Sinnlose kapitalistische

Wirtschaft

GorialiKeruns - er Vevttrfie
Die Affäre Gelsenberg—Dietrich- Flick

kaufen mnß»- welches nach dem Ansland zum
Weltmarktpreis von 15,— RM . pro Tonne
verscheuert wird, eine Rückvergütung erhalte »,
damit die Grundlagen für die Weiterverar-
Leitung den Weltmarktpreisen angeglichen
werde«. Die Vergütnnge « kommen nach dem
Versand zur Auszahlung , sobald der Nach¬
weis erbracht ist, daß für die Herstellung eines
Exportartikels bestimmte Mengen Roh» bzw
Halbfabrikate von Werke«, die der deutsche»
Rohstahlgemeinschaft angehören , Verwendung
gesunden haben. Die Berechtigungsscheine,
die nach Anerkennung als Zahlungsmittel be¬
geben werden könne«, werde« ans besonderen
Formularen von den Exporteuren ansgefchrie»
ben «nd von den einzelne « mit der Revision
beauftragte « Vertrauensleute « ans ihre Rich¬
tigkeit hin geprüft . Diese Vertrauens¬
leute  werden von den verschiedenen Wirt¬
schaftsverbänden bestimmt, in der Regel wird
der Syndikus  der betreffenden Verbände
hierzu ausersehen . Nach erfolgter Prüfung
werden die Berechtigungsscheine den großen
Wirtschaftsverbänden , wie z. B. dem „E stt-

Die Neberspekulation gewisser Kreise, die
sich so gern als deutsche Wirtschaft aufspielen,
muß also wieder herhalten , Millionen deut¬
schen Volksvermögens zum Ausgleich der
Verluste dieser Spekulanten zu verschleudern.
Angeblich, um der „Wirtschaft zu helfen." Die
Herren der Wirtschaft sträuben sich mit Hän¬
den und Füßen gegen eine Sozialtsle¬
rnn g. Gegen Sozialtsierung der
Verluste haben sie nichts einzu¬
wenden.  Sie verwenden diese Sozialisie-
rung ihrer Verluste zudem noch zur Erhaltung
ihrer privaten Machtsphäre. Ein für eine
gesunde Wirtschaft völlig uner¬
träglicher Zustand,  dessen Ueberwu-
chern bezeichnend ist für die Aera Brüning,
derer prägnantester Träger die internationale
angebliche „Arbeiterpartei " der Soztal-
demokratie  war!

.Je mehr sich der Schleier über der Gelsen-
kirchen Transaktion lüftet , umso klarer tritt
der völlig anttnational,  im Sinn finanz-
kapitalistischer und spekulativer Mächtegrup¬
pen liegende Zweck dieser Aktion zu Tage.
Herr Flick war eben nicht umsonst der
Freund Jakob Goldschmidts,  deS
großen jüdischen Börsianers . Beide haben es
glänzend verstanden , sich den rettenden
Engel  aus ihrer Wirrnis in Gestalt von
öffentlichen Geldern  zu verschreiben.
Und mag die Herrn Flick und Goldschmidt
hörige Presse von rechts bis links sich noch so
wild gebärden und die verschrobensten Aus¬
drücke suchen, um die Gelsenberg-Transaktion
als im .Sinne des nationalen Wirtschafts-Auf-
Haues liegend hinzustellen : - as im National¬
sozialismus erwachte - entsche Volk läßt sich
durch - ie verlogene « Manöver einer in
Deutschland nirgends mehr sanber arbeiten¬
den „Wirtschastspresse" nicht mehr täuschen«nd
wird am 31. Juli unerbittlich dafür sorge«,
daß auch in die Gelsenberg -Flick-Affäre mit
schonnngsloser Schärfe hineingeleuchtet werde«
kann. Damit endlich die Wahrheit ans Tages¬
licht kommt, wie gut - as schwarz-rote System
und seine Prominenten , die den Aermsten der
Arme« die Hnngerpfennige kürzte«, für die
Großverdiener gesorgt habe«.

b u n d"°Elberfelü , Verein Deutscher Maschi¬
nenfabriken usw. zur endgültigen Erledigung
zugeleitet.

Ohne auf das Rückvergütungsverfahren als
Export „belebende" Methode an sich einzu¬
gehen, ist es notwendig, einmal hinter die
Kulissen dieser „Wohlfahrtsetn - -
richtung"  zu sehen. Während der Exporteur
trotz Rückvergütung durch - ie ungesunde Ex¬
portförderungsmanie allen möglichen Gefah¬
ren ausgesetzt worden ist, wie Zollmauern des
Auslandes , die plötzlich ganze Fabrikations¬
Programme über den Haufen geworfen haben,
Balutaschwierigkeiten , siehe Pfundkrise , Grie¬
chenland, Südamerika etc, und der fast heute
durchweg mit Verlust arbeitet , verdient den¬
noch ei« gewisser Kreis lustig weiter im Schat¬
te« dieser famosen Rückvergütnngs -Einrich-
t««g, ohne selbst an der Arbeit oder den Ver,
lnsten des Exportgeschäftes beteiligt z« sei«.
Für die Bearbeitung der Rückvergütungs¬
anträge beansprucht nämlich der „E st i-B und"
oder - ie betreffende Abrechnungsstelle eins
Gebühr  aus der Vergütungssumme , die sich
bis vor einiger Zeit auf 12 Proz . für Nicht-
mttglieder und auf 8 Proz . für Mitglieder deS
Verbandes beließ Heute sind diese Sätze teil¬
weise herabgesetzt worden . Den größere«
Tetl  dieser Gebühr bekommt der „Ver¬
trauensmann"  für die schwere Arbeit der
Prüfung , eine rein schematische Arbeit . Wenn
man sich nun vorstellt, daß so ein Vertrauens,
mann nebenher noch zehn Verbände oder Syn¬
dikate leitet , versteht man.

daß solch ei» „Vertrauensmann " allein
als glücklicher Empfänger -er Berechti-
gnngsanträge aller Exportfirmen dieser
zehn oder mehr Verbände im Jahre 1831
«och etwa 68 0V8 RM . nur ans dieser

Quelle verdienen konnte. (!!!)
L-ie Wirricyasi orrcyr unrer oen Lallen, die ihr
auferlegt werden , zusammen, Handelskammer«
Verträge können nicht ermäßigt werden , abek
die W i r t s cha ft s - B ü r o kr a t i e vcr^
dient,  verdient in einem Maße , wie es selbst
für Groß -Kapitalisten ungewöhnlich ist, ohne!
Risiko,  ohne Mühe , wie sie ein Unternehme^
aufwenden mnß, nur um seine nackte Existenz
zu bewahren , die ihm das marxistisch-liberalü
stifchs Wirtschaftssystem unterwühlt hat.

Hier «nd nur an derartigen Mißstänbe«
sollte« sich- ie Herren „Wirtschastsführer" «er,
suche«, ehe sie mit ihrem Unvermögen an ur»
serem Wirtschaftsaufba« herum kritisiere«. Wir
könne« nnr - ie Versicherung geben, - atz ein,
nationalsozialistische Wirtschaft derartige Veri
dienstquellenmit Stumpf und Stiel ausrotte«
wird.

Abschluß der Ruhrgas -A.-G,
Bochum, 29. Juni . Die Ruhrgas AG., daL

Gemeinschaftsunternehmen der Rnhrzechen fü,
die Gasfernversorgung , hat, da sie sich 1«3l
immer noch in der Bauperiode befand, wie¬
derum verlustbringend gearbeitet . Der Ge-
samtverlust von 7 297 137 RM . wird wieder
vorgetragen . — In das Geschäftsjahr 1931
fällt die endgültige Vollendung der
großen Bauten,  über die bereits berich¬
tet wurde . So wurde Ende August das feh¬
lende Mittebstttck der Hauptleitung Dort¬
mund - Gelsenkirchen  fertiggestellt und
damit zugleich eine Verbindung zwischen dem
ins Bergische Land und in die Rhein-
ebene  führenden Netz und der Süöwest-
falenlettung  geschaffn . Die Vollendung
der Hauptleitung bedeute einen wesentlichen
Zuwachs an Betriebssicherheit , da große Gas¬
mengen sowohl aus dem Raume Dortmund
in die Westleitung , als auch umgekehrt aus
dem Raume Effen-Gelsenkirchen in die Siiö-
weftfalenleituug gedrückt werden können. Durch
Ausbau der linksrheinischen Leitung kann die
in Büderich und in Düsseldorf - Ober-
kassel  gelegene Großindustrie ebenso wie die
Stadt Neuß,  die gleichfalls einen bedeuten¬
den Jndustriegasabsatz habe, nunmehr sowohl
von den linksrheinischen als auch von dc«
rechtsrheinischen Zechen beliefert werden.

Herunter mit öen
Fernsprech-Gebühren!

Wir veröffentlichten kürzlich eins
Nachricht mit der Ueberschrift: „Her¬
unter mit den Fernsprechge¬
bühren ", wonach der Bund reisender
Kaufleute im DHV . erneut  bei der Rcichs-
post vorstellig geworden sei, um auf Grün¬
der Notverordnung vom 15. 1. 32 eine Senkung
der Gebühren zu erreichen. Seit Jahren geht
der Kampf der einzelnen Jnteressentengruppen
mit der Post um die Herabsetzung der Gebüh¬
ren . Da aber immer nur einzelne Gruppen
aus der Gesamtzahl der Fernsprechteilnehmer
vertreten wurden , mußte der Erfolg aus¬
bleiben.

Im vergangenen Jahre (26. August) ist ans
der Notwendigkeit des Zusammenschlusses al¬
ler Fernsprechteilnehmer der „Reichsverband
der Fernsprechteilnehmer Deutschlands " e. V."
und seine Tochterorzanisation , der „Neichsvcr-
banb der Benutzer von Privattelephonanlagen
e. V." gegründet worden , der jetzt dabei ist,
seine Organisation über das ganze Reich aus¬
zudehnen. Die Geschäftsstellen in Essen  wiH
Bochum  sind jetzt geschaffenworden.
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Von Oberst a. D. Friedrich Haselmayr

Der Abrüstuugsvorschlag des amerikanischen
Staatspräsidenten Hoover , den der Delegierte der
Vereinigten Staaten am 22. Juni , nachmittags , in
der Kencralkomimssion der sogenannten Genfer
Klbrüstungskommission zur Verlesung brachte, stellt
Wohl den einzigen gangbaren Weg  aus
dem Sumpf dar , in den die Konferenz durch die
raffinierte französische Abrüstungs -Sabotage gelockt
wurde und in dem sie seit acht Wochen hilflos
steckte. Bei Bewertung des Vorschlags muß davon
ausgegangen werden , daß auf der Konferenz nicht
für alle Teilnehmer die gleichen rechtlichen Grund¬
lagen gegeben sind. Deutschland , Oesterreich, Un¬
garn und Bulgarien sind im Verfolg der soge¬
nannten Pariser Vorort -Diktate von 1919 und
1920 abgerüstet , besitzen aber dafür den vertrag¬
lichen Rechtsanspruch , daß die übrigen Unterzeich¬
ner jener Diktate in der nämlichen Weise wie sie
selbst abrüste ». Daneben hat eine Anzahl Staa¬
ten , die am Kriege nicht beteiligt waren , durch
Eintritt in den Völkerbund freiwillig  die
Verpflichtung übernommen , ihre Rüstungen in der
nämlichen Weise zu vermindern . Schließlich be¬
finden sich auf der Konferenz noch sieben Staaten,
die weder Unterzeichner der Fricdensdiktate , noch
Mitglieder des Völkerbunds sind und für die daher
keinerlei vertragliche Verpflichtung zur Abrüstung
besteht. Mit fünf kleineren Staaten zählen hierzu
die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten von
Nordamerika.

Es ist eine Selbstverständlichkeit , daß die zur Ab¬
rüstung verpflichteten Staaten ihre Rüstungen nur
soweit mindern können als die ungebundenen
Staaten sich freiwillig zur Herabsetzung ihrer Rü¬
stungen verstehen . Die Sowjetunion erklärte sich
mit Beginn der Konferenz zu vollständiger Ab¬
rüstung bereit . Zurückhaltender benahmen sich die
Vereinigten Staaten von Nordamerika . Ihr De¬
legierter Gibson sprach sich am 9. Februar im
wesentlichen nur für Abschaffung der Unterseeboote
aus , für Einschränkung der Kampfwagen und der
schweren Artillerie , sowie für Maßnahmen zum
Schutz der Zivilbevölkerung gegen Bombenangriffe.
Mit der Erklärung des Staatspräsidenten Hoover
vom 22. Juni ging Amerika in der Bereitheit zur
Rüstungsminderung bedeutend weiter . Es schlägt
nunmehr vor : Völlige Abschaffung (nicht bloß Ein¬
schränkung) der Kampfwagen und der beweglichen
schweren Artillerie , desgleichen der Bombenflug¬
zeuge; es verzichtet , den Wünschen namentlich der
kleineren Staaten Rechnung tragend , auf seine ur¬
sprüngliche Forderung nach Abschaffung der Un¬
terseeboote,  verlangt aber eine Beschrän¬
kung ihrer Größe , sowie der Gesamt«
tonnage  an Unterseeboten . Die einem Staat
erlaubte Höchsttonnage soll künftig nur 35 000 Ton¬
nen betragen , während Frankreich heute rund
90 000 Tonnen Unterseeboote besitzt, die Bereinig¬
ten Staaten selbst, England und Japan sich im
Londoner Seeabkommen von 1930 je 52 000 Ton¬
nen zugestanden haben . Des weiteren empfiehlt
Amerika die Herabsetzung aller jener Streitkräfte
um ein Drittel , welche die einzelnen Staaten über
das für die Aufrechterhaltung der inneren
Sicherheit nötige Maß hinaus halten.

Mit dieser Erklärung vom 22. Juni legt
Amerika das Niveau fest, bis zu dem es in Rü-
stungsmindernngen zu gehen bereit ist. So weit
m üssen  daher auch,die vertraglich zur Abrüstung
verpflichteten Staaten auf Grund der Rechtslage
unbedingt Herabsteigen.

Für die bereits abgerüsteten Staaten Deutsch¬
land , Oesterreich , Ungarn und Bulgarien ergibt sich
eine andere Folgerung . Nach Artikel 8 der Völ-
ckrlmndssatzung steht diesen Staaten jenes Mindest¬
maß an Rüstungen zu, das mit iwr nationalen
Sicherheit noch vereinbar ist. Angenommen , der
amerikanische Abrüstungsvorschlag würde von alle«
Staaten durchgeführt , so bliebe das Verhältnis
zwischen den Wehrstärken der abgerüsteten Staaten
und denen der Übrigen Staatenwelt doch weiterhin
so ungleich , daß von nationaler Sicherheit der ab¬
gerüsteten Staaten nicht die Rede sein könnte . Nur
ein Beispiel : Statt wie bisher 4,5 Millionen
militärisch ausgebildete Franzosen ständen künftig
in einem Kriege 3 Millionen ausgebildete Franzo¬
sen 1VÜ OVV ausgebildeten Deutschen gegenüber , eine
Verschiebung des Stärkeverhältnisscs , die an der
heutigen Lage so viel wie nichts ändern würde.

Der amerikanische Vorschlag bedingt also zwangs-
mäßig , daß Deutschland gleichlaufend mit den von
Amerika vorgeschlagenen Rüstungsmindcrungen der
anderen Staaten seine eigene Wehr entsprechend
verstärken Muß. Es ist bedauerlich , daß der deutsche
Delegierte Nadolny  in seiner Stellungnahme
am 22. Juni , nachmittags , zur Hooverschen Er¬
klärung dies nicht eindeutig  zum Ausdruck
gebracht hat . Er begrüßte zwar den amerikanischen
Schritt , gab aber gleichzeitig der Hoffnung Aus¬
druck, daß man „im Lause der Verhandlungen zu
noch kräftigeren Minderungen kommen werde ",
eine Hoffnung , die als völlig utopisch bezeichnet
werden muß . Die Feststellung der deutschen
Gleichberechtigung erschien dagegen in Nadolnys
Rede nur mit den, diplomatisch wahrscheinlich be¬
sonders geschickterachteten Worten : ,,Je ausgiebi¬
ger die Rüstungsminderungen sein werden , desto
leichter wird sich das Problem der Herstellung der
Rechtsgleichheit regeln , einer Gleichheit , deren
Durchführung eine wesentliche Vorbedingung für
den Endersolg der Konferenz darstellt ." Daß die
Konferenz eine kräftigere Kost verträgt , als Herr
Nadolny sie nur verabreichen zu dürfen glaubte,
zeigte der an Stärke kaum mehr zu überbietende
Beifall , den die geraden , offenen und ungeschmink¬
ten Worte des italienischen Außenministers Grandi
fanden , der sich für Italien voll und ganz hinter
die amerikanischen Vorschläge stellte. ^

Was die Frage deutscher Wehrvcrstärkung be¬
trifft , fo hat die Erklärung Höovers einer ent-

Die Franzosen find Meister der Tarnung . Sie
Verschleiern alles , was Rüstung darstellt oder mit
Rüstung zusammenhängt . So auch die Wehraus¬
gaben , in dem sie einen Teil dieser Ausgaben in
den Haushalten ihrer Zivilverwaltungsstellen
unter recht harmlosen Namen erscheinen lassen.
In einigen zivilen Voranschlägen findet der auf¬
merksame Leser sogar unverhüllt genannte Be¬
träge militärischen Charakters . Das beweist, daß
Frankreich für Rüstungen jährlich bedeutend mehr
ausgibt , als aus feinem jeweiligen Wehretat zu
ersehen ist. Die Ausgaben des Wehrhaushalts sind
schon ungeheuer hoch, betragen sie doch im Jahre
mehrere Milliarden Mark . Durch die mehr oder
weniger verkappten Rüstungsfonds im zivilen
Etat steigen die Rüstungsausgaben ins Gigantische.

sprechenden Vertretung deutscher Ansprüche die
Tür offen gelassen. Hoover legte dar , daß jeder
Staat zur Aufrechterhaltung der inneren Sicher¬
heit eine gewisse Heeresstärke brauche , daneben noch
besondere Kräfte zur Abwehr feindlicher Angriffe.
Was nach dem Kriege Deutschland , Oesterreich , Un¬
garn und Bulgarien an Rüstungen belassen worden
sei, entspreche dem Bedürfnis dieser Staaten hin¬
sichtlich innerer Sicherheit.  Die derzeitige
deutsche Heeresstärke könne daher als Maßstab für
die Feststellung genommen werden , was die einzel¬
nen Staaten für den gleichen Zweck
brauchten.

Mit diesen Worten Hoovers ist eindeutig fest¬
gelegt , daß nach amerikanischer Ansicht Deutschland
heute keine nationale Sicherheit besitzt. Wenn
Amerika davon absah , für Deutschland die entspre¬
chenden Streitkräste zu fordern , kann dies keine
Verwunderung erregen ; denn Amerika ist zur Ver¬
tretung der amerikanischen Interessen berufen , nicht
der deutschen. Daß Nadolny in Hinsicht aus
letzteres manches vermissen ließ , wurde bereits er¬
wähnt.

Frankreich  und seine Vasallen machten zur
Erklärung des amerikanischen Staatspräsidenten
lange Gesichter, im besonderen zeigte des polnischen
Außenministers Zaleski  sonst ewig lächelndes
Antlitz einen Ernst , der deutlich genug verriet , wie
der „ amerikanische Donnerschlag " — so nannten
französische Zeitungen das Vorgehen Hoovers —
den Abrüstungsheuchlern in die Glieder gefahren
war.

Der französische Delegierte , Kriegsminister Paul
Boncour,  wußte der Erklärung Hoovers nichts
anderes entgegenzusetzen als den bereits bis zum
Ueberdruß aus französischem Munde vernommenen
Schrei nach „Sicherheit und internationalen
Garantien ". Bekanntlich haben bereits England
und Italien mit dem Vertrage von Locarno Frank¬
reich die Sicherheit seiner Ostgrenzen verbürgt.
Doch das genügt Frankreich nicht . Es möchte un¬
bedingt auch die amerikanische Garantie dafür
haben . Vielleicht erbarmt sich Amerika noch des
Angsthasen ; es wäre vom deutschen Standpunkt
aus nur zu begrüßen . Ob aber dann Frankreich
nicht auch noch eine Garantieleistung von Seite
der Mondbewohner verlangen würde , ehe es seine
eigene Abrüstung für möglich hielte?

Das will Frankreich die Welt aber nicht wissen
lassen, und darum wird es seine Wehrausgaben
stest zu verschleiern versuchen.

Besonders beliebt bei den Franzosen ist offen¬
bar die Verheimlichung ihrer wirklichen Luft¬
rüstungsausgaben.  Daß . sie ihrer Kriegs¬
luftfahrt Jahr für Jahr schon im Etat gewaltige
Summen zubilligen , ist aller Welt bekannt . Daß
sie aber außer den Haushaltsmitteln im Etat für
Militärluftfahrt noch weit mehr Gelder für
militärisches Flugwesen ausgeben , dürfte die Öf¬
fentlichkeit ein wenig in Erstaunen setzen. Wie der
stärkst gerüstete Staat der Welt einem Teil seiner
Militärluftsahrtausgaben einen zivilen Anstrich
gibt , kann man aus folgendem ersehen:

Jeder französische Flugzeugführer — ganz gleich

ob er Militär - oder Privatflieger ist — erhält beini
Kauf eines eigenen Flugzeugs einen großen Teil
des Kaufpreises vom Staat . Ferner zahlt ihm
Frankreich für jede Uebungsflugstunde einen er¬
heblichen Zuschuß , mit anderen Worten : Den
größten Teil der Betriebskosten bringt der Staat
auf . Die Ziele einer derartigen Subventions«
Politik sind deutlich erkennbar . Frankreich will
vor allem seinen zahlreichen Reserve - Mili¬
tärpiloten zu eigenen Maschine«
verhelfe .il. Daß die staatliche Geldquelle voit
den französischen Fliegern reichlich in Anspruch
genommen wird , ist zu verstehen . Warum auch
nicht ! Der Staat freut sich, seinen „Privat "«
Fliegern den Kauf von Maschinen ermöglichen zu
können . Der Käufer muß allerdings seine Wahl
unter bestimmten , leistungsfähigen Flugzeug«
mustern treffen . Flugzeuge , die für gewiss«
militärische Zwecke Anwendungsmöglichkeiten bie¬
ten , sind daher natürlich bevorzugt . So besitz)
Frankreich außer seiner riesigen aktiven Luft-
armee noch ein freiwilliges Flieger¬
korps,  dessen Unterhaltungskosten natürlich
unter „Handelsflugwesen " verbucht werden!

Frankreichs Parole lautet : „Alles für di«
Wehrmacht !" Das Ackerbauministerium muß be>
trächliche Summen für „Pferde - und Mauleselan¬
käufe" aufbringen . Diese sind für die Arme«
bestimmt . Unzählige Geschütze und Munitions¬
wagen der „grande nation " müssen bespannt , zahl¬
reiche Gebirgswaffen auf schmalen Pfaden durch
Felsengewirr getragen werden . Für die Be¬
schaffung der zu diesen militärischen Zwecken be¬
nötigten Zug - und Tragtiere hat — wie gesagt —
das Ackerbauministerium zu sorgen . Der Militär¬
haushalt unserer Nachbarn aber ist wieder ein¬
mal entlastet.

Eine weitere Entlastung für den Wehretat führt
das französische Finanzministerium durch, indem
es z. T . die Besoldung von Heeresan¬
gehörigen  übernommen hat . Das Ministerium
für öffentliche Gesundheitspflege zahlt die Mieten
für die Offizierswohnungen . Es würde zu weit
führen , hier alle militärischen Ausgaben der ver¬
schiedenen Zivilverwaltungsstellen zu nennen . Zu¬
sammenfassend kann gesagt werden , daß die meiste«!
französischen Ministerien beträchtliche Gelder für
militärische Zwecke aufzubringen haben . Trotz
dieser „Ausgabenverteilung " übertrifft der Wehr-
etat Frankreichs die Militärhaushalte aller anderen)
Staaten noch in erheblichem Maße . Das ist eins
klarer Beweis dafür , daß Frankreich nichts
an Abrüstung denkt  und seine Macht - untz
Unterdrückungspolitik weiterführen will.

Es ist befremdend , daß zu alledem noch führend «!
Persönlichkeiten der französischen Politik von einer
„pazifistischen " Einstellung Frankreichs spreche« ,
Daß gerade Dumesnil , der ehemalige französische
Luftfahrtminister und Führer der größten Lufk
macht der Welt , anläßlich eines Pariser Fest»
banketts die Pazifistische Einstellung seines Landes!
beteuerte , dürfte besonders überraschen . In diese«
vor vielen politischen , militärischen und Indus
strickten Persönlichkeiten gehaltene Ansprache be¬
hauptete Dumesnil ferner , daß die französischer»
Luftstreitkräste zwar eine solide, gut ausgebildet «!
Luftmacht darstellen , aber für Frankreich
nicht zahlreich genug seien!  Um aller»
Eventualitäten entgegentreten zu können , führt «!
Dumesnil aus , müßten die aktiven Flugzeugge¬
schwader Frankreichs bedeutend vermehrt werden-
Derartige Gedanken äußerte Dumesnil , der ehe¬
malige Luftfahrtminister eines Landes , das inner¬
halb zehn Jahren nicht weniger als 13 Milliarde :»
Franken für Luftfahrt ausgab ! Die französisch«
Luftstreitmacht zählt zurzeit etwa 5000 Flug¬
zeuge,  darunter 1880 Dienst - und 1200 start¬
fertige Reserve - bzw. Fabrikmaschinen . Sie ist
bereits heute zahlenmäßig den vereinigten engli¬
schen und italienischen Luftstreitkräften gewachsen.
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Im Anfang war die Tat und - nicht das Wort,
diese unwiderlegliche Wahrheit ist insbesondere
im Soldatcnleben erkannt und beachtet worden
und hat auch in der deutschen Aufwärtsentwick¬
lung des vorigen Jahrhunderts im Wortspiel vom
Federfuchser , der das vom Schwert Erreichte mit
diplomatischen Kniffen oder Ungeschicklichkeiten
wieder verdarb , seinen Ausdruck gefunden . Ganz
abgesehen von den einzelnen Geschehnissen, deren
Beurteilung hier nicht zur Sache gehört , haben
wir jüngst die Betonung der Tat — die Aus¬
schaltung der lavierenden „Räte " — wieder von
dem gelehrigen Volke der Japaner erfahren , die
sich anscheinend mit gutem Erfolge befleißigen,
zwar von den müden Völkern des alten Europas
alles Brauchbare abzusehen und — auf ihre
Verhältnisse umgestellt — zu verwerten , anderer¬
seits aber alle Fehlgriffe ihrer Lehrmeister zu ver¬
meiden.

Fast möchte nian hoffen, daß auch im deut¬
schen Vaterlands die Voreinstellung der Tat wie¬
der Schule macht. Hatte kürzlich schon der da¬
malige Reichswehrminister seit langem wenig¬
stens einmal in nachdrücklicher Betonung keinen
Zweifel darüber gelassen, daß wir im Falle eines
polnischen Versuchs zur Wegnahme von Danzig
nicht inüßig zusehen werden , so teilte jetzt das
Wehrkreiskommando in Königsberg mit , daß die
dauernde Bedrohung der vom Reich abgetrennten
Provinz das Reichswehrministerium veranlaßt
habe, „ihre Verteidigungsmöglichkeit im Rah¬
men des durch das Versailler Diktat Erlaubten
zu verbessern. Hierfür zur Verfügung gestellte
Mittel würden zur Verstärkung des sogenannten
»Heilsberger Dreiecks" benutzt, um der Abwehr¬

kraft der Provinz ein weiteres Rückgrat zu
geben." Wir sehen freilich in den Worten „im
Rahmen des Versailler Diktats " und in dem
Satze „daß die neuen Verstärkungen keineswegs
auf° 'eine Verschärfung der Bedrohung der Pro¬
vinz zurückzuführen seien oder hindeuteten " eine
vorsichtig einschränkende Kenntnisgabe einer
militärisch mehr als notwendigen Maßnahme,
aber wir erleben seit Versailles wohl zum ersten
Male die deutliche Bekanntgabe einer Verstär¬
kung unserer Verteidigungsmöglichkeiten , und das
bedeutet immerhin etwas , das erfrischend auf
unser Volksempsinden wirken kann . Ist das
Reichswehrministerium auch eine politische Ein¬
richtung und keine Oberste Heeresleitung im Sinne
der Kriegszeit , so hat es nach der heutigen Ver¬
fassung doch einen verhältnismäßig starken mili¬
tärischen Einschlag , zumal ein Oberster Kriegsherr
mit dem vorkrieglichen Einfluß auf Krieg oder
Frieden nicht mehr vorhanden ist und der für den
heutigen Fall vorgesehene Reichspräsident auch als
höchster Führer der Heeresmacht in eigenen Ent¬
schlüssen doch Beschränkungen unterliegt.

Namentlich der von den japanischen Heer¬
führern eingenommene scharfe Standpunkt führt
unwillkürlich zu Vergleichen mit Vorgängen zur
Zeit des Weltkrieges , wo sich gewisse Gegensätze
zwischen militärischer und Reichsleitung heraus¬
bildeten . Man hat — was nachträglich natürlich
sehr leicht war — jener vorgeworfen , daß sie
zumindest den Versuch gemacht habe, sich mit Din¬
gen zu befassen, deren Erledigung nur der letzteren
zugestanden habe. Der Vorwurk war weniger gegen
den Generaljeldmarschall von tzindenburg gerichtet.

der sich bewußt als nur Soldat hinstellte , als gegen
den Ersten Generalquartiermeister Ludendorsf.
Wenn man der Sache auf den Grund geht, so war
dessen ernsthafter Versuch, von dem rein Militäri¬
schen auf das Jnnerpolitische überzugreifen , der
Vorschlag zür allgemeinen Kriegs -Hilfsdienstpflicht.
Diese wäre in Wahrheit eine Erlösung gewesen,
die viele Ungerechtigkeiten des Krieges abgestellt
und wirksam der Steigerung der Mißstimmung
unter den Frontsoldaten entgegengearbeitet hätte.
Wer nach dem Umsturz aus den Straßenecken den
Stolz der „Revolutionäre " aller Richtungen auf
die Untergrabung der Einführung der Hilfsdienst¬
pflicht hörte , kann sich leicht ein Bild von deren
Bedeutung machen und davon , welches Unheil da¬
durch heraufbeschworen ist, daß die Regierung nicht
mit aller Tatkraft diese Bestrebung Ludendorffs
unterstützte , der sich sonst nie mit gleichem Nach¬
druck für irgendeinen Versuch der Einwirkung auf
zivile Verhältnisse eingesetzt hat , selbst dann nicht,
als Munitionsarbeiterstreik und erste Meutereien
auf der Flotte zu verzeichnen waren . Man ver¬
gleiche hiermit die freilich auch nur rein militärisch
— dennoch über den Kopf der Regierung völlig
hinweg — bewiesene Energie des französischen
Generals Nivelle , als im Mai 1917 nicht weniger-
als sechzehn Armeekorps in offene Meuterei aus-
brachen . Dieser General rettete durch sein rück¬
sichtsloses Durchgreifen das französische Heer wie
das französische Volk, wenn er selbst auch von der
Bildfläche verschwinden mußte . Und „neun
Monate beschränkte sich die französische Armee —
noch immer hatte sie an Meutereien zu leiden —
auf den Grabenkrieg ", wie Churchill sagt . Und
„zur selben Zeit ", so schreibt Czech-Jochberg in
seinem „Paris oder Doorn ", „da die Franzosen
als letztes, allerletztes Aussluchtsmittel die eigenen
Soldaten , Unteroffiziere , Offiziere zu Hunderten
Niederschössen, zur gleichen Zeit . als Nivelle einen

unrühmlichen Abgang fand und der Leib der
französischen Verteidigung in schwerem Fieber
lag , eine Krise sondergleichen mitmachte , genau
zur selben Zeit wütete der deutsche Parlamentaris¬
mus gegen den Uboot -Krieg , sah bewundernd den
Attacken Erzbergers zu. — Ueber diesem politischen
Afterlärm überhörte man die Kundschafterberichte
aus Frankreich . Der Augenblick, da sechzehn
französische Armeekorps meuterten oder von»
Bazillns des Aufruhrs schwer infiziert waren , blieb!
unbenutzt , weil Deutschland mit einer Kanzler¬
krise voll beschäftigt war . . . Der Lärm des
Reichstags hat eine der größten Chancen Deutsch*
lands im Kriege zu Tode gebrüllt !" Das war sicher
kein Zeichen einer übermäßigen Einwirkung der
Obersten Heeresleitung auf die Politik der Regie¬
rung und — des Parlaments , obgleich hier ein
willensstarkes Zufassen unbedingt erforderlich ge¬
wesen wäre . Aber , von der Außenpolitik war die
Aufmerksamkeit mit viel Tamtam auf die Innen¬
politik abgelenkt worden , und alle — einschließlich
der Heerführer — blickten auf die Kanzlerkrise.

Deutsches Schicksal! In der Geschichte vieler
Völker hat es Armeerevolten gegeben, sie waren
teils abbauend , teils aufbauend . Dem Charakter
des Soldaten muß es entsprechen , unter Umgehung
aller zivilen Entwicklung dort die Tat über jeg¬
liches Verhandeln zu stellen, wo es die Not des
Vaterlandes gebeut , und selbstverständlich muß er
dabei die Verantwortung voll und ganz und auf
allen Gebieten übernehmen . Wir kennen auch in
der deutschen Geschichte solche Augenblicke untz
brauchen hier nur an Dorck zu erinnern . Mög«
dessen Entschlußkraft zu gegebener Stunde wieder
in irgendeinem deutschen Mann auferstehen , den»»
nur der Wille  zum Sieg verbürgtden  Sieg.
Nicht Krämergeist und diplomatische Berhand*
lungskünfte bringen Erfolg ; er wird dort errungen
wo — das Heer befiehlt.
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